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1 FORSCHUNGSHINTERGRUND DER STUDIE

Die vorliegende Studie fällt in eine Zeit des energiepoli-
tischen Wandels: Noch im September 2010 erklärte die 
schwarz-gelbe Regierungskoalition in ihrem Energiekon-
zept die Atomkraft in Deutschland als „Brückentechnolo-
gie“ in eine regenerative Zukunft. Nachdem es am 11. März 
2011 in mehreren Meilern des Atomkraftwerks Fukushima 
zur Kernschmelze gekommen war, legte die Bundesregie-
rung angesichts der Katastrophe eine beispiellose Kehrt-
wende hin. Fieberhaft wurde bis zur parlamentarischen 
Sommerpause im Bundesumweltministerium an der be-
schleunigten Energiewende gearbeitet, deren Grundvor-
aussetzung der „Ausstieg aus dem Ausstieg“ war.

Am 30. Juni 2011 verabschiedete der Deutsche Bundes-
tag in einem ambitionierten Gesetzespaket u.a. das „Gesetz 
zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien“, mit dem das 
EEG grundlegend novelliert wurde. Die Nutzung der Kern-
energie zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität soll 
zeitlich gesta!elt bis Ende 2022 beendet werden, während 
die regenerative Stromerzeugung kontinuierlich bis 2020 
auf einen Anteil von mindestens 35% erhöht werden soll, 
bis 2030 auf mindestens 50% und bis 2050 auf mindestens 
80%. Der Windenergie an Land wird eine ungebrochen 
hohe Bedeutung zur Erfüllung der deutschen Klimaschutz-

ziele zugesprochen. Dies ist ein Faktum, von dem bereits 
das Energiekonzept der Bundesregierung im September 
2010 ausging und welches im Gesetzespaket zur Umset-
zung der Energiewende ebenfalls seinen Niederschlag ge-
funden hat.

Unter Branchenkennern galten 2009 und 2010 als ausge-
sprochen schlechte Windjahre: nicht nur die langen, har-
ten Winter verursachten eine deutliche Konjunktur"aute. 
Der Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e. V. 
meldete für 2010 einen Umsatzrückgang von fünf Prozent 
gegenüber 2009. Mittlerweile erholen sich die Märkte wie-
der welt- und bundesweit. 2011 wurden in Deutschland 
insgesamt 2.007 MW Windenergieleistung neu installiert. 
Nach der eher verhaltenen Repowering-Entwicklung 2010 
ist nun eine Stabilisierung zu verzeichnen: 161 Altanlagen 
mit einer Gesamtleistung von 112 MW wurden abgebaut 
und durch 114 neue, leistungsstärkere Windenergieanla-
gen mit insgesamt 282 MW Leistung ersetzt. In der Pres-
se #nden sich zahlreiche Begründungen für die zuvor  
stagnierende Entwicklung. Bislang würden vor allem 
in den westdeutschen Küstenländern die Repowering- 
Potenziale nur unzureichend ausgeschöpft, wobei po-
litische Restriktionen auf Länderebene zuvorderst als 
Gründe angeführt werden. Sowohl pauschale Abstands-
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2 ZIELSTELLUNG DER STUDIE

Von gesellschaftlichen Transformationsprozessen, wie ge-
genwärtig vom Umbau unserer Energiewirtschaft mit dezen-
tralisierten, regenerativen Erzeugungsstrukturen, sind zahl-
reiche Akteure betro!en, die ihren spezi#schen Blickwinkel 
diesbezüglich einnehmen. Zwei Akteursgruppen auf dem 
Gebiet des Repowering genauer in Augenschein zu nehmen, 
diese gemeinsame Idee verfolgten die REPOWERING-INFOBÖRSE 
und der BUNDESVERBAND WINDENERGIE E.V. seit Anfang 2011. 

Um die mehrheitlich medial diskutierten Einschätzun-
gen der stagnierenden Entwicklung des Repowering einer 
belastbaren Datenbasis gegenüber stellen zu können, hat 
es sich die REPOWERING-INFOBÖRSE zu ihrer Aufgabe gemacht, 
die – ausschließlich von „Experten“1 aus der kommunalen 
Verwaltung – wahrgenommenen Hemmnisse beim Repo-
wering von Windenergieanlagen systematisch zu erfassen. 
Dabei sollte der Fokus auf den subjektiven Einstellungen, 
Erfahrungen und Situationsdeutungen von kommunalen 
Entscheidern liegen, um auf den Sinn ihres sozialen Handelns 
schließen zu können. Wie beurteilen Experten aus der kom-
munalen Planungspraxis tatsächlich die potentiellen Schwie-
rigkeiten bei der Realisierung von Repowering-Vorhaben?

Zentrale Forschungsfragen der Studie sind: 

Welche „kommunale Motivation“ steckt hinter  
 aktuellen  Repowering-Planungen?

Werden die kommunalen Gestaltungsspielräume  
 erkannt und wie werden sie ausgeschöpft?

Welche bremsenden Faktoren werden als Herausfor- 
 derungen im Planungsprozess von den kommunalen   
 Experten identi#ziert?

Welche Ressourcen sollten aktiviert werden, um zur  
 Optimierung der Situation beitragen zu können?

1) Der soziologische Begri! „Experte“ bestimmte sich der gesell-
schaftlichen Funktion nach. Als Experten wurden prinzipiell kommuna-
le Funktionsträger kategorisiert, die an kollektiven Entscheidungs- und 
Gestaltungsprozessen aktiv beteiligt sind. Wichtig bei der Identi#ka-
tion von Interviewpartner war darüber hinaus die Selbsteinschätzung 
als Repowering-Experten. Vgl. dazu Mieg/ Näf 2005: 6.

Das Forschungsdesign der Studie ist darauf ausgerich-
tet, möglichst ergebnisoffen an diese Fragestellungen 
heranzugehen. Ganz im Sinne der Grounded Theory2  
wurden keine Hypothesen VOR der Datenerhebung 
formuliert, die es abzuprüfen galt. Diese wurden erst 
IM ZUGE der Datenerhebung selbst gebildet. Oberstes 
Gebot der Interviewer war es, ihre Fragen möglichst 
offen und flexibel zu stellen, um Artikulationsfreiheit 
zu gewähren bis hin zur freien Erzählung hinsichtlich 
Selbsteinschätzung und Situationsdeutungen. 

Im Prozess der Datenerhebung entstanden mehre-
re Hypothesen, zum einen jene, dass sich Kommunen 
beim Repowering besonderen planungsrechtlichen 
Herausforderungen zu stellen haben. Zum anderen die 
Hypothese, dass die Interessenlagen der gewählten 
Akteursgruppen – Kommunalverwaltung vs. Betreiber-
schaft – sehr konträr gelagert sind. Ob und in welchem 
Maße die angespannten Akteursbeziehungen zum 
Hemmnis im Gesamtplanungsprozess werden, war da-
her eine wichtige Fragestellung in der Auswertungs-
phase der Untersuchung. 

Ziel der Untersuchung ist das Ausarbeiten von emp-
fehlenden Hinweisen für die handelnden Akteure in 
den Kommunen (siehe Kapitel 6), für die politischen 
Akteure auf Bundes- und Länderebene, für regiona-
le Planungsträger, kommunale Spitzenverbände und/ 
oder für andere an den Planungsprozessen beteiligte 
Akteure. Darüber hinaus bietet die Analyse die Mög-
lichkeit, konkrete Arbeitsaufträge sowie Anregungen 
und Rückschlüsse für die weitere Arbeit der REPOWERING-
INFOBÖRSE abzuleiten (siehe Kapitel 7). Impulse und kon-
struktive Ansätze zur Lösung kommunaler Herausfor-
derungen sollen mit relevanten Akteuren angemessen 
diskutiert werden und ggf. zu einer Optimierung der 
kommunalen Planungspraxis führen. Des Weiteren soll 
hinterfragt werden, ob und inwiefern die Kooperation 
zwischen Kommunen und Betreibern verbessert wer-
den kann. 

2) Diese Methode der qualitativen Sozialforschung könnte man im 
Deutschen als gegenstands- oder datenverankerte Theorie bezeich-
nen. (Vgl. Dilger 2000; Glaser/ Strauss 2005) Weitere Ausführungen zur 
Methodik in Kapitel  3.

empfehlungen an Regional- und Bauleitplanung als auch 
kommunal festgeschriebene Höhenbegrenzungen zähl-
ten dazu. Zudem gehe die Neuausweisung von Flächen 
auf Regionalplanebene nicht schnell genug voran. Als 
Akzeptanz-Killer Nr. 1 vor Ort gilt Presseberichten zufolge 

häu#g die von Windenergieanlagen ausgehende Land-
schaftsbildbeeinträchtigung. Die Frage, inwiefern diese 
massenmedial verbreiteten Argumente auch tatsächlich 
von kommunalen Akteuren geteilt werden, war Aus-
gangspunkt dieser Untersuchung.
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werden konnte.4  Insgesamt wurden 30 Expertengesprä-
che von zwei Interviewern durchgeführt. In 16 Fällen fand 
das Experteninterview vor Ort in den Büroräumen der Be-
fragten statt, in 14 Fällen wurde alternativ dazu ein telefo-
nisches Interview geführt.

Abb. 1 veranschaulicht das methodische Vorgehen der 
Studie: die durchschnittlich 50-minütigen Gespräche wur-
den mit einem Audiogerät aufgezeichnet und vollständig 
transkribiert.5 Für die anschließende kategorienbezoge-
ne, interpretative Auswertung der Transkripte kam die 
sozialwissenschaftliche Textanalyse-Software DEDOOSE 
zum Einsatz. Ein auf der Grundlage des Leitfadens entwi-
ckeltes Kodiersystem wurde verwendet, um in den Texten 
relevante Passagen markieren zu können, die auf die ge-
stellten Forschungsfragen Antworten liefern können. Das 
Programm diente als Arbeitswerkzeug, um eine systema-
tische Analyse am Bildschirm durchzuführen. Es erleich-
terte das Wieder#nden von kodierten Textpassagen und 
dazugehörigen Memos (Forschungsnotizen) und ermög-
lichte, Textstellen unterschiedlichen Codes zuzuordnen 
und Codes miteinander in Verbindung zu setzen. Neben 
der Zuordnung von Analyse-Kategorien zum Text wurden 
auch Kategorienhäu#gkeiten erhoben und quantitativ 
analysiert. 

4) Interviewleitfaden und das für die Textanalyse erstellte Kodiersche-
ma be#nden sich im Anhang, Kapitel 7. Aus dem Kodierschema (der tag 
list) geht hervor, in welchen Kategorien bzw. nach welchen Codes die 
Hemmnisse analysiert wurden.
5) An dieser Stelle sei Iris Böger für ihre Transkriptionsarbeit herzlich 
gedankt.

3 METHODIK  DER STUDIE

Die Untersuchung stützt sich zum einen auf empirische 
Daten, welche im Sommer 2010 in einer quantitativen Vor-
studie der REPOWERING-INFOBÖRSE erhoben wurden. Dank der 
Unterstützung der kommunalen Spitzenverbände konn-
ten durch eine "ächendeckende Online-Befragung in 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen 
und Mecklenburg-Vorpommern Erkenntnisse über das 
Repowering-Potenzial in den Ländern gewonnen werden 
und am Repowering interessierte Kommunen identi#ziert 
werden. Die in diesem Rahmen ermittelten Kommunen 
bildeten die Ausgangsbasis für das Sample der qualitativ 
ausgerichteten Befragung 2011. 

Nachdem mit Brandenburg das Untersuchungsspek-
trum um ein weiteres ostdeutsches Bundesland erwei-
tert wurde, sind nach vorher de#nierten Kriterien weitere 
kommunale Akteure ausgewählt worden. Hierzu wurden 
u. a. Datensammlungen des DEUTSCHEN WINDENERGIE-INSTITUTS 
und des BUNDESVERBANDS WINDENERGIE E. V. herangezogen so-
wie im Falle Brandenburgs das Windenergieanlagenka-
taster des Landesumweltamtes. Im Februar 2011 wurden 
100 Kommunen – jeweils 20 Kommunen pro Bundesland 
– zunächst postalisch und zeitlich gesta!elt per E-Mail 
über das Forschungsvorhaben unterrichtet und um Ko-
operation gebeten. Die Rücklaufquote der Rückschrei-
ben, in denen die angeschriebenen Kommunen ihre Mit-
wirkungsbereitschaft erklären konnten, ist mit 46%1  als 
positiv einzuschätzen. Die eigentliche Datenerhebung 
erfolgte von Juni bis Oktober 2011 – nach einem ausführ-
lichen Pretest2  im April 2011. In Rücksichtnahme auf die 
relationale Gleichverteilung der Erfahrungen in Ost- und 
Westdeutschland wurden Kontakte zu Gesprächspartnern 
nachrecherchiert. 

Als Erhebungsmethode für die qualitative Hemmnis-
Analyse wurde das problemzentrierte Interview gewählt. 
Methodologischer Hintergrund ist die von Glaser/ Strauss  
als GROUNDED THEORY3 bezeichnete Forschungshaltung, nach 
der durch Feldarbeit, d. h. durch empirische Daten neue 
Theorien gebildet werden sollen. Die Befragten konnten 
sich in den Interviews frei und assoziativ äußern, eigen-
ständige Begründungen abgeben, subjektive Einstellun-
gen und Erfahrungen schildern. Anhand eines zweiseiti-
gen Interviewleitfadens mit fünf thematischen Blöcken 
wurde das Experteninterview lediglich in eine Struktur 
überführt, welche in der Auswertungsphase aufgegri!en 

1) 46 Rückmeldungen gingen per postalischem Rückschreiben bzw. 
Fax ein: 31 Kommunalvertreter erklärten sich darin für ein Interview 
bereit, 15 weitere lehnten dies ab.
2) Fünf Pretest-Interviews wurden im Zweierteam, Interviewer plus 
Protokollant, geführt, jeweils ein Gemeindevertreter pro Bundesland 
kam zu Wort. Die Durchführung der Interviews wurde im Team kritisch 
re"ektiert. Die Ergebnisse des Pretest wurden am 18. Mai 2011 auf der 
Fachtagung des BWE „Erfolgreiches Repowering“ diskutiert.
3) Dazu Glaser/ Strauss 2005

Gliederung des Interviews

Rechtliche Rahmenbedingungen  
 hinsichtlich der Windenergienutzung vor Ort

planungsrechtliche Möglichkeiten  
 von Kommunen zur Absicherung des Repowering

kommunale Hemmnisse beim Repowering

Lerne!ekte und Lösungsansätze

Gewichtung der Hemmnisse
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Abbildung 1: Methodisches Vorgehen der qualitativen Studie (eigene Darstellung)
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Die quantitative Analyse, das pure Auszählen der Häu-
figkeit von Textbestandteilen in den Analyse-Katego-
rien, birgt allerdings einige Unschärfen. Eine Interpre-
tation dieser Ergebnisse quantitativer Art ist dennoch 
unerlässlich, da so mitunter qualitative Aussagen ein 
anderes Gewicht erhalten (siehe bspw. Kapitel 5.2 zur 
AKZEPTANZ). 

Die identi#zierten Hemmnisse werden in Kapitel 5 thema-
tisch vorgestellt, aus QUANTITATIVER Sicht umschrieben und 
schließlich KONTEXTUALISIERT. Mit ‚Kontextualisierung’ ist ge-
meint, dass bestimmte Hemmnisse in „Bündeln“ auftreten. 
Während der Textanalyse tauchten bestimmte Codes stets in 
Zusammenhang mit anderen Codes auf. Darauf wird inner-
halb der Textinterpretation Rücksicht genommen. 
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4 DATENGRUNDLAGE DER STUDIE

NORDRHEIN-WESTFALEN

BRANDENBURG

MECKLENBURG-
VORPOMMERNSchwerin

Rostock

NIEDERSACHSEN

Hannover

Düsseldorf

Hamburg

Berlin

SCHLESWIG-HOLSTEIN

Kiel

Bremen

Frankfurt 
(Oder)

Ausgehend von der Altersstruktur der Windenergiean-
lagen besteht in Schleswig-Holstein, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpommern und 
Brandenburg ein großes Repowering-Potenzial. Daher 
wurden in diesen Bundesländern jeweils sechs Experten-
interviews mit kommunalen Akteuren durchgeführt. Das 
Untersuchungssample der 30 Befragten lässt sich anhand 
folgender Deskriptoren darstellen:

Status der Kommunalverwaltung
Funktion des Befragten
Berufserfahrung des Befragten
Repowering-Erfahrung des Befragten
Repowering-Planung in der Kommune
Umfang des Repowering- 

 Projektes in der Kommune

Elf Befragte arbeiten in Stadt- bzw. Kreisstadtverwal-
tungen, mehr als die Hälfte aller Befragten ist in kleine-
ren Gemeindeverwaltungen tätig. In überwiegend lei-
tender Funktion der entsprechenden Fachabteilungen 
der kommunalen Bauämter verfügen sie mehrheitlich 
über sehr langjährige Berufserfahrungen hinsichtlich 
der Realisierung von lokalen Windenergieprojekten.  
21 der 30 Befragten befassen sich seit mehr als zehn Jah-
ren hauptberu"ich mit der Steuerung von Windenergie. 
Es ist hervorzuheben, dass sich sechs ehrenamtliche Bür-
germeister zu dem Experteninterview bereit erklärten so-
wie zwei hauptamtliche Bürgermeister .

In 13 Kommunen wurden bereits Repowering-Projekte 
realisiert (siehe Abb. 3), die restlichen Kommunen set-
zen zukünftig erste Repowering-Projekte um. Während 
in Schleswig-Holstein alle befragten Kommunalvertre-

Abbildung 2: Untersuchungsregionen in Deutschland (eigene Darstellung)

Sample
»   1 Gemeinderatsvertreter
» 21 Verwaltungsmitarbeiter

»   8 Bürgermeister, davon:

  – 6  ehrenamtliche, 
  – 2  hauptamtliche
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ter von bereits bestehenden Repowering-Projekten 
berichteten, sind die Vertreter aus den ostdeutschen 
Bundesländern bislang Repowering-unerfahren. In 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen ist das Bild 
ausgewogen: es wurden jeweils drei Kommunen mit  
Repowering-Erfahrungen und drei Kommunen ohne Re-
powering-Erfahrungen interviewt.

Diese Verteilung im Sample bezüglich der Repowering-
Erfahrung spiegelt annähernd den realen Stand des Repo-
wering auf bundesdeutschem Niveau wider: Unangefoch-
ten belegt Schleswig-Holstein die Spitzenreiter-Position 
mit einem durch Repowering realisierten Leistungszu-
wachs von 476 MW (DEWI, Stand: 31.12.2011). Das nieder-
sächsische Repowering-Potenzial ist unumstritten, die bis 
Ende 2011 installierten 127 MW Nennleistung lassen jedoch 
erst auf eine anrollende Repowering-Welle hindeuten. Die 
anderen untersuchten Bundesländer sind weit entfernt von  
einem im dreistelligen Bereich zu bezi!ernden Leistungs-
zuwachs durch Repowering.
Die befragten Kommunen sind mehrheitlich (24 von 30), 
in allen fünf Bundesländern gleichermaßen von aktuellen 
Repowering-Planungen betro!en. Fragestellungen zum 
Repowering bestimmen ihren beru"ichen Alltag. Ledig-

lich ein Sechstel des Samples sieht zukünftig keine Repo-
wering-Vorhaben im Planungsgebiet: einige Kommunen 
haben vor kurzem ihre Projekte abgeschlossen und be-
richteten davon retrospektiv. Andere Kommunen wurden 
weder durch Anfragen von Betreibern/ Neuinvestoren mit 
der Thematik konfrontiert noch haben sie bislang eigene 
Projektideen gefasst.

Bei zwölf der geplanten bzw. realisierten Repowering-
Projekte handelte es sich laut den Experten-Berichten um 
größere Windparks mit mehr als zehn Windenergieanla-
gen. Zehn der befragten Kommunalvertreter bezogen 
sich in ihren Ausführungen auf mittelgroße Bauvorhaben 
von drei bis zehn Windenergieanlagen. Kommunale Erfah-
rungen mit Repowering-Vorhaben in kleineren Größen-
ordnungen, der Aufstellung vereinzelter Windenergie-
anlagen (unter 3 WEA), wurden in dieser Datenerhebung 
weniger stark artikuliert (4).

Einige der Interviewpartner machten zu der Größe ihrer 
Repowering-Vorhaben keinerlei Angaben. Während sich 
vor allem in Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern 
die Befragten in ihren Ausführungen auf kleine bis mittel-
große Vorhaben bezogen, handelte es sich in den alten 
Bundesländern eher um größere Windparks.

Abbildung 3: Repowering-Erfahrung der Befragten in den einzelnen Bundesländern (eigene Darstellung)

Abbildung 4: Umfang der Repowering-Vorhaben in den einzelnen Bundesländern (eigene Darstellung)
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mit Erfahrung
und ohne aktuelle Pläne4 ohne Erfahrung 

und ohne aktuelle Pläne 5

ohne Erfahrung 
und mit Vorhaben12mit Erfahrung 

und mit Vorhaben

N= 28; Kreisverwaltungen nicht berücksichtigt

7
Abbildung 5: Sample nach Erfahrung   
und Planungshintergrund (eigene Darstellung)

 

 

  z. B. realisierte Projekte vorweisen oder in  
  der Umsetzung haben,

 
  Vorhaben in Planung haben;

 
  z. B. realisierte Projekte vorweisen  
  oder in der Umsetzung haben bzw.   
  an früheren Vorhaben gescheitert sind, 

 
  in Planung haben.

Das Untersuchungssample wird demnach von Kommunen repräsentiert, die:

Zusammensetzung des Samples
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5 ERGEBNISSE DER STUDIE:  
 HEMMNIS-KATALOG

KOMPLEXITÄTAKZEPTANZ

POLITIK & GESETZGEBUNG
FLÄCHENVERFÜGBARKEIT

NETZVERTRÄGLICHKEIT

KOMMUNIKATIONSCHALLIMMISSIONEN
NATURVERTRÄGLICHKEIT

RADARVERTRÄGLICHKEIT

VERWALTUNGSSTRUKTUREN

Abbildung 6: Hemmnisse des Repowering von Windenergieanlagen (eigene Darstellung)

Aus den analysierten Expertengesprächen lassen sich die 
Hemmnisse des Repowering deutlich identi#zieren. Im 
Rahmen dieses Studienberichts werden zehn der vorran-
gig debattierten Hemmnisse in den Blick genommen, dar-
gestellt in Abbildung 6. Eine so genannte ‚tag cloud’ mit 
locker angeordneten Schlagwörtern wurde als adäquate 
Darstellungsform für den ermittelten Hemmnis-Katalog 
gewählt, denn sie ist eine Alternative zu einer geordne-
ten Au"istung von Punkt 1 – 10. Zudem illustriert sie den 
methodologischen Einwand einer Unmöglichkeit quanti-
#zierbarer Erkenntnisse aus qualitativen Daten.1 

Aufgrund der "exiblen Fragetechnik, die dem Befragten 
alle Antwortmöglichkeiten o!en gelassen hatte, war es 
sehr schwierig zu bemessen und graduell einzuschätzen, 
welche Hemmnisse tatsächlich am schwersten wiegen.
Dennoch wurde am Ende jedes Interviews eine subjektive 

1) Qualitative Forschung ist oftmals mit dem Vorwurf belegt worden, 
sie könne prinzipiell nicht „hart“ genug am empirisch Vor#ndbaren 
sein (vgl. Dilger 2000: 1).

Gewichtung der diskutierten Hemmnisse vorgenommen. 
Daraus resultierte eine – für die folgende textliche Dar-

stellung notwendige – Reihenfolge von Hemmnissen. 
Die Top 10-Hemmnisse werden in den folgenden Unter-
kapiteln nacheinander in ihrer ganzen Bandbreite inhalt-
lich vorgestellt. In der sozialwissenschaftlichen Analyse 
gleichbedeutend mit Codes oder Kategorien werden die 
Hemmnisse durch Zitate der Befragten repräsentiert.

Die Interpretation der Textanalyse erfolgt in einem 
Dreischritt: „für sich sprechende“ Äußerungen, deren Bild-
haftigkeit der authentischen Beschreibung der Hemm-
nisse dienen, werden PRÄSENTIERT.2 Dazu werden die 
Hemmnisse QUANTITATIV anhand ihrer Kategorienhäu#g-
keiten EINGESTUFT und schließlich im Zusammenhang mit 
anderen Hemmnissen thematisch KONTEXTUALISIERT.

2) Die erzählerische Qualität der Experteninterviews spiegelt sich 
auch in den Arbeiten der Illustratorin Anna Mars wider, die während 
der Auswertungsphase entstanden sind - hier ebenfalls im Abdruck.
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5.1 KOMPLEXITÄT DER AKTEURSINTERESSEN

Die Befragten schilderten in ihren Erfahrungsberichten, 
dass eine der größten Herausforderungen bei Repowe-
ring-Planungen in der schieren Vielzahl der Interessenla-
gen besteht, die es miteinander in Einklang zu bringen gilt.  
Abbildung 7 veranschaulicht beispielhaft ein lokales 
Netzwerk von Akteursgruppen, innerhalb derer bzw. 
zwischen denen gehörige Divergenzen auftreten können. 
Daraus ergibt sich ein Kon"iktpotenzial, für welches im 
analysierten Textmaterial etliche Beispiele zu #nden sind.

Die lokale Bevölkerung ist nicht in jedem Fall als ho-
mogen zu beschreiben hinsichtlich ihrer allgemeinen 
Einstellung zu erneuerbaren Energien. Sie teilt sich in 
Befürworter und Gegner der Windenergienutzung. 
Auch Lokalpolitik bzw. Kommunalverwaltung vertreten 

unter Umständen verschiedene Herangehensweisen, 
sie streiten um das Für und Wider eines Repowering-
Projektes je nach individueller Schwerpunktsetzung.  
Es herrschen vielfältige Meinungen quer durch die Fraktio-
nen. Konsensuale Beschlüsse im Gemeinde- oder Stadtrat 
können mitunter erst nach langwierigen Verhandlungen 
herbeigeführt werden. Verschiedene Träger ö!entlicher 
Belange werden im Planungsprozess um ihre Stellungnah-
men gebeten. 
Die KOMPLEXITÄT ist noch ausgeprägter, wenn die  Be treiber 
der zu errichtenden neuen Windenergieanlagen  nicht 
identisch mit jenen der zu ersetzenden Altanlagen sind 
oder wenn eine Vielzahl an Betreibern an einem Projekt
„beteiligt“ werden sollen.

Kommunalvertretung /
Lokalpolitik

Lokale Bevölkerung / 
direkte Anwohnerschaft: 
Gegner vs. 
Befürworter von EE

Altanlagenbetreiber

Grundstücks -
eigentümer

Nachbarkommunen

Neuinvestoren

Abbildung 7: Beispiel für ein Akteursnetzwerk (eigene Darstellung)
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So können die Interessenlagen der Altanlagenbetreiber 
und/oder der Betreiber neuer Anlagen – soweit diese 
nicht identisch sind – deutlich voneinander abweichen. 
Die zu repowernden Altanlagen stammen nicht alle aus 
derselben Zeit oder gehören möglicherweise nicht (mehr) 
ein und demselben Bauherrn. Die Zeit der Einzelkämpfer 
und wagemutigen Windpioniere ist vorbei: seit den frü-
hen Anfängen der Windenergienutzung sind neue, am-
bitionierte Akteure, potente Großinvestoren wie auch 
etliche Privatleute, in dieses Geschäftsfeld vorgestoßen. 
Firmenübernahmen und -insolvenzen taten ihr Übriges 
für eine Dynamisierung der Entwicklung. Nunmehr haben 
sich diverse Geschäftsleute an einem Tisch zusammenge-
funden, um eine gemeinsame Planung für einen über vie-
le Jahre gewachsenen Windpark vorantreiben zu können. 
Private Investoren aus anderen Bundesländern konkurrie-
ren mit hiesigen Landwirten, die möglicherweise in Eigen-
regie den Windpark übernehmen wollen, um selbst aus 
der natürlichen Ressource vor Ort Gewinn zu schlagen. 

Oft ist es aus Sicht der Befragten schlicht die Unübersicht-
lichkeit der Verhältnisse, die ein Repowering erschweren 
können: bspw. gehören wesentliche Flächenanteile auswär-

tigen Investoren oder Erbengemeinschaften, über deren 
Identität wenige bis keine Informationen vorliegen. Es exis-
tieren verworrene Vorstellungen über die Flächenverfüg- 
barkeit, wenn mehrere Akteure über Optionsverträge und/ 
oder Gestattungsverträge bereits gebunden sind, ande-
re Rechte hingegen noch völlig unbedacht geblieben,  
Zu wegungen und Durchleitungen eventuell noch zu 
sichern sind. Durch große Windparkvorhaben werden 
häu#g durch die von Windenergieanlagen ausgehenden 
Immissionen die Lebensverhältnisse nicht nur einer Kom-
mune beein"usst, was im Planungsprozess berücksichtigt 
werden muss.

Alle beteiligten Akteure haben mitunter grundverschie-
dene Vorstellungen von den Zielsetzungen und Umset-
zungsschritten während eines Repowering-Vorhabens.  
Betrachtet man die einzelnen Interessenlagen im weiteren 
Planungsprozess, werden gemeinsame Schnittmengen 
erkennbar, die Bedürfnisse und Positionen in Handlungs-
optionen schließlich verhandelbar. Dass genau dieser 
 Interessenausgleich auf der kommunalen Ebene entspre-
chend Kräfte fordere und bisweilen auch die Kapazitäten 
übersteige, darüber geben einige Befragte Auskunft.  
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Stellvertretend die Einschätzung des Baudezernenten 
einer brandenburgischen Kleinstadt:

„[…] unterschiedliche Alter, unterschiedliche Eigentümer 
– das ist eigentlich der Tod für jedes Repowering! 
Theoretisch müsste man alles wegräumen und noch mal 
neu aufteilen. Aber durch die unterschiedlichen Eigen-
tümer – wenn ich dann unterschiedliche Höhen habe, 
[…] Abstände, Abschaltungsproblematiken – das kriegen 
Sie eigentlich nicht in den Gri!, jedenfalls nicht ohne 
 monetären Ausgleich. Und das zu händeln, da kann ich 
auch gleich einen Sack Flöhe hüten!“

Aus der QUANTITATIVEN BETRACHTUNG der Kategorienhäu#gkeiten 
geht hervor, dass der Code KOMPLEXITÄT keine Spitzenposition 
einnimmt. Es zeigt sich eine eher durchschnittliche Katego-
rienhäu#gkeit, was belegt, dass die Komplexität in den In-
terviews nicht vorrangig thematisiert wurde. Dennoch ist ihr 
eine hohe Wertigkeit zuzusprechen. Auf die Gewichtungs-
frage nach dem schwerwiegendsten Hemmnis weisen neun 
von 30 Befragten diesem Hemmnis die oberste Priorität zu. 
Die Komplexität ‚der Verhältnisse‘ wird in Form einer unauf-
geregten Realitätsbeschreibung neutral zur Kenntnis ge-
geben. Sie ist eine alltägliche beru"iche Herausforderung, 
über die es nicht allzuviel Worte zu verlieren gibt. 

Ein schleswig-holsteinischer Gemeindebürgermeister    
hielt dies so fest:

„[…] Es gibt Hindernisse genug: […] unsere 29 Wind-
mühlen gehören elf Betreibern – Sie müssen sich vorstel-
len, alle Elf liegen im Bett und werden mit einer Decke 
zugedeckt, und die passt genau gerade d‘rüber. Sobald 
einer sich anfängt zu drehen, wird es bei den anderen 
hinten kalt! Das heißt, man muss sich tatsächlich eine 
gewisse Zeit zusammenraufen. Und man muss auch mal 
ein bisschen was wegstecken, wenn man zum Erfolg 
kommen will […].“

Für das Hemmnis KOMPLEXITÄT lassen sich in der weiterfüh-
renden Textanalyse argumentative Querverbindungen 
erkennen und die so genannten KONTEXT-CODES identi#zie-
ren. Zuvorderst herrscht KOMPLEXITÄT hinsichtlich der Viel-
zahl an Altanlagenbetreibern und Flächeneigentümern 
(FLÄCHENVERFÜGBARKEIT). Des Weiteren werden in diesem 
Zusammenhang Auswirkungen auf die lokale AKZEPTANZ, 
Aspekte der kommunalen WERTSCHÖPFUNG sowie die Her-
ausforderung der kommunalen Verwaltungsstrukturen 
(Code KOMMUNALSTRUKTUREN) thematisiert. Welche Sinnzu-
sammenhänge sich dadurch erschließen, wird in den fol-
genden Hemmnis-Kapiteln 5.2 und 5.3 erläutert.
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5.2 MANGELNDE AKZEPTANZ VOR ORT

Im Rahmen dieser qualitativen Befragung wurde die Wind-
energienutzung nicht selten höchst emotional diskutiert. 
Ihre AKZEPTANZ wird in direkten Zusammenhang mit ande-
ren erneuerbaren Energien wie beispielsweise Biogas oder 
Photovoltaik gesetzt. O!ensichtlich ist die Beurteilung der 
Windenergienutzung deutlich davon abhängig, wie die 
allgemeine Einstellung zu regenerativen Energien in der 
Bevölkerung ist. Der Bürger misst alle Energieformen glei-
chermaßen daran, welche Beeinträchtigungen von ihnen 
jeweils ausgehen. Einige Befragte schilderten in den Ge-
sprächen einen Wandel in der ö!entlichen Wahrnehmung 
von Windenergieanlagen bzw. spiegelten die Akzeptanz-
frage anhand eigener Erinnerungen. Die gegenwärtige 
Wahrnehmung wird maßgeblich geprägt von erinnerten 
Erlebnissen der Vergangenheit. 

So berichtete ein Ratsmitglied einer brandenburgischen 
Gemeinde: 

„Windräder gehören dazu bei uns im Dorf […] am An-
fang war es so, als die Dinger aufgestellt wurden, da sind 
wir sogar mit den Kinderwagen rausgezogen […] wir 
haben uns hingestellt und haben die Baumaßnahmen 
verfolgt.“

Es besteht wenig Zweifel darüber, dass der bundesweite 
Windenergieausbau – einhergehend mit dem Repowering 
bestehender Altanlagen und dem nunmehr verstärkten 
Aufbau von O!shore-Windenergieanlagen – eine politi-
sche Positionierung in den Kommunen erfordert, die bri-
sante Machtfragen neu aufwerfen kann und mitunter alte 
Kräfteverhältnisse der demokratischen Gremien auf den 
Prüfstand hebt. Ein Befragter berichtete davon, dass per 
Ratsbeschluss vor Jahren der Bau weiterer Windenergie-
anlagen abgelehnt wurde. Nun steht dieser Beschluss vor 
seiner Aufhebung. In anderen Ausführungen reichten die 
Formulierungen von „politischen Ränkespielen“, über „bö-
ses Gerede“ in den Fraktionen gleich welcher politischen 
Couleur, bis hin zur „Stimmungsmache der Bürger gegen 
ihre gewählten Vertreter“. Dennoch wurde die Lokalpolitik 
aufgefordert, für eine Steigerung der allgemeinen AKZEP-
TANZ gegenüber den erneuerbaren Energien zu sorgen. 
Sie soll über kollektive Entscheidungen die rechtlichen 
Rahmenbedingungen scha!en, die „einen konsensualen, 
einvernehmlichen Weg weisen“ und verträgliche Lösungen 
für alle #nden.

In der QUANTITATIVEN BETRACHTUNG bekommt der Code AK-
ZEPTANZ die mit Abstand höchsten Werte. Zahlreiche Text-
passagen in dem Interviewmaterial, besonders in Bran-
denburg, wurden dieser Kategorie zugewiesen: demnach 
wird AKZEPTANZ hier – zunächst unabhängig von der in den 
Aussagen enthaltenen Wertungen – zu einem besonders 
„beredten“ Thema. Nach Auswertung der Gewichtungs-

frage ist für alle Bundesländer gleichermaßen festzuhal-
ten, dass mangelnde AKZEPTANZ vor Ort eines der gravie-
rendsten Hemmnisse beim Repowering ist. Fast die Hälfte 
aller Befragten weisen diesem Hemmnis bei der Gewich-
tungsfrage am Interviewende eine hohe Priorität zu. 

Wie ist nun der Code Akzeptanz KONTEXTUALISIERT – 
welche anderen Argumente werden damit verknüpft? Als 
KONTEXT-CODES sind in erster Linie die Codes WERTSCHÖPFUNG, 
RAUMWIRKUNG, ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG, BEFEUERUNG und SCHALL 
zu nennen. 

Hierzu die Ausführungen des Bürgermeisters einer 
 kleinen Gemeinde in Mecklenburg-Vorpommern: 

„Die Gemeinde "ndet es heute noch im höchsten Maße 
irritierend, dass ein seltener Vogel zehnmal mehr Recht 
für sich in Anspruch nehmen kann als eine sich gestört 
fühlende Bevölkerung. […] Wenn hier morgen die 
Wachtel […] auftaucht, dann dreht sich hier kein Rad 
mehr – im wahrsten Sinne des Wortes. Wenn Menschen 
Einbußen haben beim Verkauf ihres Grundstückes, wenn 
Menschen Einbußen haben durch Schatten, durch Lärm, 
durch Beleuchtung, […] dann spielt es im Gesamtver-
fahren nur eine sehr, sehr untergeordnete Rolle. Das ist 
etwas, das verstehen wir im Leben nicht! Ich würde mir 
wünschen, dass das Wohl der Gemeinde und des einzel-
nen Menschen hier ein höheres Maß hat.“
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Die Befragten diskutieren die Akzeptanzfrage sehr häu-
#g vor dem Hintergrund der kommunalen WERTSCHÖPFUNG. 
Zum einen sehen sie in der Windenergienutzung beacht-
liche ökonomische Chancen. Vor allem die schleswig-
holsteinischen Befragten („… wir haben hier an her-ausra-
genden Standorten zum Teil Renditen bis zu 23%.“) schätzen 
die Windenergie als eine wichtige Einnahmequelle für 
die ö!entlichen Kassen. Ganze Landstriche sind hier ge-
prägt von der langjährigen Windmüllertradition. Über die 
Gewerbesteuereinnahmen hinaus sehen einige Befragte 
#nanzielle Zuwendungen der Betreiber als positive E!ek-
te auf die Wertschöpfung der Städte und Gemeinden.1 
Wichtigste Voraussetzung dafür ist selbstverständlich, 
dass den Bürgern bzw. der Gemeinde überhaupt eine 
angemessene #nanzielle Beteiligung angeboten wird. 
Nach den Ausführungen mehrerer Befragter sind die 
Chancen für ein erfolgreiches Repowering dann höher, 
wenn möglichst viele Bürgerinnen und Bürger an den 

1) Über die Möglichkeiten und rechtlichen Grenzen von Zuwendungen 
für Gemeinden bestehen regional sehr unterschiedlich verteilte Sen-
sibilitäten, Wissens- und Erfahrungsstände. Es ist darauf hinzuweisen, 
dass im Einzelfall die rechtlichen Rahmenbedingungen zu beachten sind.

Einnahmen des Windparks beteiligten werden. Es gäbe 
deutlich weniger Einsprüche im Planungsprozess, wenn 
alle Grundstückseigentümer innerhalb einer festgelegten 
bzw. dargestellten Fläche über ein Flächenpachtmodell 
beteiligt seien: die Pachtgelder werden dann nach einem 
bestimmten Verteilschlüssel über die gesamte Fläche des 
Windeignungsgebietes gestreut anstatt nur den Einzels-
tandort der Windenergieanlagen zu begünstigen. Wenn 
man allen Flächeneigentümern zu ihrem Wohl verhelfe, 
könne man Neid und Missgunst wirksam begegnen. 

Bürger, die über das rechtlich vorgeschriebene Maß der 
frühzeitigen ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG im Bauleitplanverfah-
ren mitgenommen werden, sehen die Auswirkungen und 
Nachteile der Windenergienutzung di!erenzierter. Ideel-
le Partizipationsmöglichkeiten in der Planungsphase und 
#nanzielle Teilhabe an den Anlagen einzuräumen, birgt 
Chancen für eine merkliche Akzeptanzsteigerung. Wer 
hingegen nicht partizipieren kann, der wählt den Weg des 
Widerstands. Dann erst habe man die „unliebsamen Bett-
laken-Proteste auf der Straße (...) die Unterschriftensamm-
lungen, Bürgerbegehren, Dienstaufsichtsbeschwerden und 
Normenkontrollklagen, die ganze Palette an Möglichkeiten.“
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In vielen Ausführungen zum Thema AKZEPTANZ bringen 
die Befragten zumindest implizit zum Ausdruck, dass von 
den Windenergieanlagen doch eine erhebliche Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes ausgeht. Dies wurde 
unter dem Code RAUMWIRKUNG kontextualisiert. Die Akzep-
tanz der Windenergienutzung „steige mit zunehmender, 
räumlicher Entfernung zum Windpark“ oder man „dulde die 
Anlagen mehr oder weniger, weil sich der Windpark harmo-
nisch in die Landschaft“ einfüge. Diese Landschaftsbildbe-
einträchtigungen seien zudem irreversibel und minderten 
die Wohnqualität derartig, dass ein merklicher Wertverlust 
der Immobilien feststellbar sei. 

Im Hinblick auf den Kontext-Code ÖFFENTLICHKEITSBETEILI-
GUNG ist es unerlässlich, auf die regionalen Unterschiede 
in den Schilderungen hinzuweisen. Au!allend sind bspw. 
die überaus verschiedenen Einschätzungen der Sinnhaf-
tigkeit bzw. Wirksamkeit von Partizipationsangeboten als 
akzeptanzfördernde Maßnahmen. In Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern ist gemäß den Auskünften 
der Befragten mentalitäts- bzw. sozialisationsbedingt mit 
einer stärkeren Skepsis oder auch Ignoranz in der lokalen 
Bevölkerung zu rechnen. Die Zuwendung zu alternativen 
Energien fällt im Bewusstsein vieler ostdeutscher Bürger 
zusammen mit einem historischen Umbruch und poli-
tischen Systemwechsel. Bezüglich der Bereitschaft zur 
Artikulation der eigenen persönlichen Bedürfnisse und 
wirtschaftlichen Interessen werden daher grundsätzlich 

andere Ansichten geteilt als in den alten Bundesländern. 
Wie im Interview mit einer Mitarbeiterin einer branden-
burgischen Gemeindeverwaltung klar zur Sprache kam, 
spielt bisweilen die besondere Wesensart der Anwohner 
von Windenergieanlagen eine ausschlaggebende Rolle, 
ob Bürgerbeteiligungsprozesse von Erfolg gekennzeich-
net sind: 

„[…] das kann auch einfach ein Prignitz-typisches Ding 
sein, dass hier so eine gewisse Sturheit an den Tag gelegt 
wird! […] man weiß eigentlich nie, wie die Menschen 
hier reagieren oder wie die Gemeindevertretung reagiert. 
[…] Die einen sind dafür, die anderen dagegen. Und das 
dann mit Leib und Seele.“

Dass im Falle der neuen Bundesländer über besondere 
Formen der Beteiligung zu diskutieren sein wird, lässt 
sich herleiten aus zwei Selbstauskünften: Zum einen sei 
eben die Kaufkraft dafür (mit)-entscheidend, ob man 
überhaupt den Wunsch nach #nanzieller Teilhabe ent-
wickelt oder nicht. Zum anderen „begegne man hier über-
haupt allen Kommerzinteressen grundsätzlich misstrau-
isch“. Die Vertrautheit mit Anlagemodellen, die vielleicht 
in Schleswig-Holstein erfolgreich Anwendung #nden, ist 
in Ostdeutschland nicht ausgeprägt, und rufe „eher eine 
natürliche Skepsis diesen Dingen gegenüber“ als Reaktion 
hervor. 





Qualitative Analyse der Hemmnisse des Repowering von Windenergieanlagen

   21

5.3 HERAUSFORDERUNG DER KOMMUNALEN
  VERWALTUNGSSTRUKTUREN

Anfänglich sah der Interview-Leitfaden dieses Hemm-
nis1  überhaupt nicht vor. Mehrfach wurden jedoch die 
kommunalen Arbeitsstrukturen als das Repowering we-
sentlich erschwerende Umstände diskutiert. Einige Aus-
führungen in den Interviews lassen den Schluss zu, dass 
die Befragten den besonderen Herausforderungen des 
Repowering nicht immer gerecht werden. Unabhängig 
von ihrer beru"ichen Funktion sehen die meisten Be-
fragten – wie die ehrenamtlichen Bürgermeister – sich 
mit den „Vollprofis im Windgeschäft nicht auf Augen-
höhe“. Zuvorderst in den neuen Bundesländern wird der 
Wunsch nach „Waffengleichheit“ artikuliert. 

Das tägliche Aufgabenspektrum der Befragten ist the-
matisch breit gefächert, volle Schreibtische zwingen 
zum e$zienten Arbeiten, das Tagesgeschäft bindet alle 
vorhandenen Kapazitäten. Zeitliche und personelle Res-
sourcen für die notwendige tiefgründige Beschäftigung 
mit dem Thema Windenergienutzung sind oftmals nicht 
vorhanden. Zudem reiche die fachliche Quali#kation 
vieler Mitarbeiter vornehmlich kleiner Verwaltungen 
nicht aus, denn hier seien „eben in erster Linie Genera-
listen gefragt“. Vor dem Hintergrund anderer Entwick-
lungen in der Kommune sei die Windenergienutzung 
zweitrangig. Erschwerend käme ebenfalls hinzu, wenn 
es dem Bürgermeister oder anderen kommunalen Ver-
waltungsmitarbeitern an Engagement für die erneuer-
baren Energien (EE) mangele. „Dass einer sich den Hut 
aufsetzen muss“, diese Aussage unterstreicht die Bedeu-
tung von Initiativkraft und Risikofreude für die Realisation 
von EE-Projekten. 

Trotz Unterstützung der amtsangehörigen Gemeinden 
durch die zuständigen Amtsverwaltungen wird dennoch 
fachliche Expertise von außen teuer eingekauft – ange-
sichts notorisch klammer Kassen heutzutage eine kom-
munale Herausforderung. Während die fachliche Pla-
nungsarbeit durch professionelle Dienstleister erbracht 
wird, sieht sich das örtliche Bauamt in der P"icht, die Ko-
ordination zwischen Gemeindevertretung, -verwaltung 
und Projektplanern abzuwickeln. Im Kon"iktfall auch als 
Moderator aufzutreten, in dieser Rolle sehen sich freilich 
wenige Befragte.

Für die Einbettung lokaler Repowering-Projekte in 
überregionale Planungszusammenhänge oder gar die 
notwendige Erö!nung eines gesamtgesellschaftlichen 
Diskurses über energiepolitische Leitlinien auf kommu-
naler Ebene, sind die Grundvoraussetzungen denkbar 
schlecht. Bisweilen sind die Klimaschutzziele des Lan-

1) Nachfolgend wird das Hemmnis in der Kurzform KOMMUNALSTRUKTUREN 
beschrieben.

des oder die aktuellen Erzeugungszahlen regenerati-
ver Energieträgern nicht ausreichend bekannt. Für eine 
Fehleranalyse des eigenen Handelns oder für einen ver-
stärkten kommunalen Austausch fehle schlicht die Zeit. 
Oft können Lernerfahrungen erst in aufwändigen und 
zudem teuren Gerichtsverfahren gesammelt werden. In 
den Interviews wird dem Wunsch Ausdruck verliehen, 
dass das Zusammenspiel von Städten und Gemeinden 
mit der nächsthöheren Planungsebene in vielen Fällen 
optimaler gestaltet werden sollte.2 Hier wird es von den 
Befragten als wichtig angesehen, „die eigene Position 
selbstbewusst vertreten zu können ohne die Bevormun-
dung durch die überregionale Ebene“. Oftmals sei man 
jedoch „zurückgeworfen auf das Reagieren“ bezüglich 
verbindlicher Vorgaben durch die Raumordnungsbe-
hörde. Andere Befragte sehen sich – strukturell bedingt 
– eher in einer inaktiven, abwartenden Position. Für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern ergibt sich zudem 
eine Sondersituation: die Kreisgebietsreform sorgt spä-
testens seit Herbst 2011 für eine dynamisierte Entwick-
lung: „es werden ‚Claims‘ neu abgesteckt, neue Allianzen 
geknüpft […]“, einige Städte und Gemeinden schließen 
sich in größeren Planungseinheiten zusammen, andere 
Kooperationen entstehen, die Kompetenzen in den Ver-
waltungen werden neu verteilt bzw. verhandelt, wovon 
ebenfalls die Abwicklung von Repowering-Vorhaben 
betro!en sein kann. 

KONTEXTUALISIERT wird der Code KOMMUNALSTRUKTUREN 
vorrangig durch die Codes KOMPLEXITÄT und KOMMUNALER 
PLANUNGSWILLE. Die kommunalen Arbeitsstrukturen ge-
raten durch die Komplexität der Planungsaufgaben 
unter Druck, der sich in Repowering-Projekten erhöht,  
sobald ein Interessenausgleich zwischen einer Viel-
zahl von Akteuren angestrebt wird (KOMPLEXITÄT). Ferner 
kommt die Leistungsfähigkeit von kommunalen Verwal-
tungsstrukturen in den Expertengesprächen dann zur 
Sprache, wenn Gemeinden über ihre Motivation für das 
Repowering sprechen und die eigene Verhandlungspo-
sition im Planungsprozess geschwächt sehen. 

In der QUANTITATIVEN BETRACHTUNG rangiert das Hemmnis 
unau!ällig im Mittelfeld. Dieser Befund kann dahinge-
hend interpretiert werden, dass die eigenen Schwächen 
nicht vordergründig thematisiert wurden. Häu#g wur-
den erst zum Abschluss eines Interviews diese Aspekte 
o!en angesprochen.

2) Dies ist kein Repowering-spezi#sches Problem. Hier sind beispiels-
weise Abstimmungsprozesse zwischen Regional- und Bauleitplanung 
hinsichtlich der Ermittlung von Potential"ächen und der Ausweisung 
neuer Windeignungsgebiete gemeint.
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5.4  HÜRDEN IN GESETZGEBUNG UND POLITIK

Weitere Hemmnisse des Repowering sehen die Befragten 
vor allem im gesetzgeberischen und politischen Bereich. Mit 
der QUANTITATIVEN ANALYSE beginnend: es gibt nur vier Codes, die 
ausgehend von der reinen Kategorienhäu#gkeit, von größe-
rer Relevanz sind. Demnach sind die juristischen Fragestel-
lungen, mit denen sich Kommunalvertreter beim Repowe-
ring auseinandersetzen müssen, zweifelsohne von zentraler 
Bedeutung. Das kann als Ergebnis der qualitativen Befra-
gung unbestritten festgehalten werden. Gleichwohl muss 
relativierend eine methodologische Bemerkung angefügt 
werden: Während der Kodierung des Datenmaterials lag das 
Hauptaugenmerk nicht auf den gesetzgeberischen Vorga-
ben der Landes- und Bundesebene für das Repowering. Im 
Gesprächsleitfaden dienten Fragen zu rechtlichen Rahmen-
bedingungen vielmehr der Themeneinführung. Dement-
sprechend wurde ebenfalls im Kodierschema, nach welchem 
die Zuordnung der Textpassagen zu den jeweiligen Kate-
gorien erfolgte, eine bewusst grobe Einteilung vorgenom-
men. Hinter dieser multithematischen Kategorie verbergen 
sich so unterschiedliche Aspekte wie: die kommunalen Ein-
schätzungen der novellierten Regelungen im Erneuerbare-
Energien-Gesetz und im Baugesetzbuch, der zum Teil in den 
Raumordnungsplänen enthaltenen Kriterienkataloge für 
Standortausweisungen, Beurteilungen der aktuellen Rechts-
sprechung und der landespolitischen Klimaschutzziele, die 
Beurteilung der Anwendbarkeit von Windkrafterlassen der 
Länder oder anderen rechtlichen Hilfestellungen sowie die 
Selbsteinschätzung der generellen Informiertheit in juristi-
schen Fragen. 

In den Schilderungen wurde die größte Bedeutung der 
Flächenausweisung auf Landes- und Regionalplanung bei-
gemessen. Unzählige Gesprächsauszüge konnten dem 
Kontext-Code STANDORTE zusortiert werden – ebenso wie dem 
Kontext-Code ZUSAMMENSPIEL DER PLANUNGSEBENEN. So sind es 
vor allem Regelungen, die mit der Bestimmung geeigneter 
Standorte für die Windenergienutzung in Verbindung ste-
hen, die hier thematisiert wurden. In den Experteninterviews 
werden die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und den 
Regional- und Landesplanungsträgern bzw. die dort zugrun-
de gelegten Kriterien zur Ausweisung neuer Windeignungs-
gebiete deutlich kritisiert. In Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern äußerten sich die Befragten zu Unsicherheiten 
im Umgang mit Abstandsregelungen und Höhenbegren-
zungen in den Flächennutzungs- und Bebauungsplänen. Ein 
Gemeindevertreter aus Brandenburg klagte:

„ […] so richtig wissen wir das alles nicht, weil sich das 
ja auch ständig ändert. […] Die gesamte Regionalpla-
nung mit ihren Regionalplänen, mit ihren Kriterienge-
rüsten ist arg ins Schlingern geraten. […] Es soll nach 
wie vor Windeignungsgebiete mit Abstand bis zu 500 
m zur Wohnbebauung geben! Man scheut den Kon#ikt 
mit der Windlobby! Man fürchtet dort Klageverfahren 
und  übergibt es den Gemeinden, dies entsprechend zu 

 klären. Was soll denn da die Gemeinde machen, wenn 
sie vor dem Investor und seinen Anwälten sitzt?“

Der Bauamtsleiter einer mittelgroßen Stadt in Branden-
burg stellte fest:

„[…] die beschleunigte Energiewende ist politisch gewollt, 
die Baugesetzbuch-Novelle schon wegweisend, sie muss 
jetzt nur noch untersetzt werden mit der Verwaltungsvor-
schrift - aber das Problem ist einfach […] man lässt in Bran-
denburg die Kommunen alleine mit dem Planungsrecht!“

Dass die Windkrafterlasse der Landesregierungen als 
wenig hilfreich wahrgenommen werden, belegen kriti-
sche Stimmen aus Nordrhein-Westfalen. Aus Sicht der 
Befragten hinterlässt der Mitte Juli 2011 in NRW auf den 
Weg gebrachte Windkrafterlass eher Ratlosigkeit in den 
Amtsstuben, als dass er für die notwendige Klärung sorgt. 
Als politisches Signal, dass „mit der ganzen restriktiven Po-
litik nun Schluss sei“, wird der Erlass jedoch fast einhellig 
begrüßt. Der Empfehlungscharakter erscheint einigen 
Befragten dem Bürger gegenüber schwer vermittelbar. 
Zudem berge er durch die Abscha!ung pauschaler Ab-
standsempfehlungen die Gefahr, bei Interessenten Erwar-
tungen zu wecken, Windenergie sei jetzt nahezu überall 
möglich. Eine Stadtplanerin aus Nordrhein-Westfalen 
sieht Städte und Gemeinden mit eigenem Planungswillen 
unvermindert in der P"icht: 

„Wie wir planerisch mit Abständen und Kriterien und 
Abwägungen umgehen, das müssen wir selbst vor Ort 
entscheiden. Im Windkrafterlass steht dazu nichts drin. 
[…] Das müssen wir selbst machen.“

Zur Beschreibung dient ein weiterer wichtiger Kontext-
Code, KOMMUNALER PLANUNGSWILLE: Zur Überwindung von 
planungsrechtlichen Hürden ergreifen die Befragten of-
fensichtlich die Flucht nach vorn und gestalten die Prozes-
se im Rahmen ihrer Möglichkeiten aktiv mit. Die eigene 
Position selbstbewusst in die Verhandlung einzubringen, 
darin besteht eine der kommunalen Herausforderungen 
beim Repowering.

Auch kontextualisiert der Code NATURVERTRÄGLICHKEIT 
das Hemmnis: naturschutzfachlich begründete Emp-
fehlungen in den Ländern wurden stellenweise in ihrer 
Aktualität und Anwendbarkeit bezweifelt. Vorrangig in 
Mecklenburg-Vorpommern werden naturschutzfachliche 
Belange als stark restriktiv für die Entwicklung der Wind-
energienutzung empfunden. Ähnlich wie bei den Wind-
krafterlassen wird bspw. der Arbeitshilfe „Naturschutz und 
Windenergie“ des Niedersächsischen Landkreistages nur 
eine begrenzte Wirksamkeit zugebilligt. Realistischere, 
anwendbare Handreichungen könnten Kommunen aller-
dings die Planungsaufgaben gehörig erleichtern.
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Beim Bau von Windenergieanlagen werden in der Regel 
private Grundstücke, ö!entliche Wege und Flächen ge-
nutzt. Selten sind Gemeinden, wenn sie nicht im Besitz 
kommunaler Flächen innerhalb ausgewiesener Windeig-
nungsgebiete sind, direkt in die Prozesse der Flächensi-
cherung involviert. Es ist vielmehr die Intransparenz im 
Zusammenhang mit der Verfügbarkeit von Grundstücken, 
die aus Perspektive der Befragten den Windenergieaus-
bau an Land zusätzlich ausbremst. 

Unter dem Code FLÄCHENVERFÜGBARKEIT1 wurden folgende 
Aspekte kodiert: 

Wie kommunizieren die Eigentümer von Flächen  
 innerhalb eines festgelegten bzw. dargestellten      
 Windeignungsgebietes untereinander? 

Wie und zwischen welchen Verhandlungspartnern     
 kommen Pachtverträge zustande? 

Welche Position hat dabei die Gemeinde?

1) Die Frage nach zu ermittelnden bzw. noch auszuweisenden 
Repowering-Standorten  ist analytisch davon zu trennen. Mit dem hier 
verwendeten Code FLÄCHENVERFÜGBARKEIT richtet sich der Blick auf die 
Prozesshaftigkeit, auf das Verfügbarmachen von Flächen für das Re-
powering an geeigneten Standorten. Der Code STANDORTE bildet jedoch 
den unmittelbaren, argumentativen KONTEXT zu Äußerungen hinsicht-
lich der FLÄCHENVERFÜGBARKEIT.

Aus den Expertengesprächen geht hervor, dass in vielen 
Fällen alle Flächen längst „verteilt sind“. Oft haben die Vorha-
benträger bereits Grundstücke erworben oder Optionsver-
träge mit den Grundstückseigentümern geschlossen. Die Ge-
meinde ist im Prozess der Flächensicherung außen vor. Den 
Befragten bleibt die Rolle des Beobachters, wobei mit dem 
Problem der Intransparenz umzugehen ist. Vielfach „#ießen 
die Informationen hinter vorgehaltener Hand“, Projektierer ver-
handeln an der gemeindlichen Ein"ussnahme vorbei mit pri-
vaten Landeigentümern. Es bricht mitunter ein Wettkampf 
um die höchsten Pachten aus. In der Vergangenheit wurden 
oftmals „im Handstreich“ Vertragsabschlüsse von einzelnen 
Investorengruppen erzielt. Wenn Flächeneigentümer selbst 
den Wunsch entwickeln, Windenergieanlagen zu betreiben, 
dann werden Flächen für laufende Planungen blockiert. Un-
ter Umständen erfährt eine Kommune erst mit der Vorlage 
der BImSchG-Genehmigung von einem aktuellen Projekt. 
Eine andere Konstellation ist, dass die Gemeinde von einzel-
nen Bürgern vertrauensvoll als Moderationsinstanz aufge-
sucht wird, die in dem Verhandlungsprozess zwischen Altan-
lagenbetreibern, Neuinvestoren und Flächeneigentümern 
vermitteln soll. Diese Position „zwischen allen Stühlen“ wird 
als sehr ungünstig von einigen Befragten bewertet. Dem 
hier aufgebauten Druck standzuhalten und eine vernünftige 
planungsrechtliche Absicherung des Repowering zu ermög-
lichen, darin sehen die Gemeinden eine schwierige Aufgabe. 

5.5 INTRANSPARENZ DER 
  FLÄCHEN VERFÜGBARKEIT
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In der Beurteilung des Hemmnisses gibt es regionale 
Unterschiede. Anhand der untersuchten Daten kann man 
den Schluss ziehen, dass an windhö$gen, wirtschaftlich 
lukrativen Küstenstandorten in Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen eine Einigung zwischen den beteiligten 
Akteuren in der Regel wahrscheinlicher sein wird.2 Je en-
ger die Kontakte zwischen Kommune und Altanlagenbe-
treiber bzw. Investoren sind, desto reibungsärmer kann 
die Flächensicherung vonstatten gehen. 

Die REGIONALE IDENTITÄT spielt dabei eine wesentliche Rolle 
heimische Windkraftakteure haben durchaus ein ande-
res ‚Standing’ als auswärtige Investoren. Andererseits 
können allzu enge Verquickungen von Lokalpolitik und 
heimischer Landwirtschaftslobby wiederum problema-
tisch werden, wenn die Interessenlagen divergieren. Eine 
Kommunalvertreterin berichtete von starken, informel-
len Netzwerken: so können Grundstückseigentümer, die 
gleichzeitig aktiv als Ortsbeiräte die Kommunalpolitik 
mitbestimmen, im Fall eines Interessenkon"ikt kollektive 
Entscheidungen in gewisser Weise unterwandern. Wich-
tigstes Argument ist und bleibt vordergründig, dass sich 
mit der Windenergienutzung gutes Geld verdienen lässt. 
Diesen #nanziellen Beweggrund betonte der Bauamts-
leiter einer mecklenburgischen Amtsverwaltung, der in 
seinen Ausführungen deutlich machte, mit welchen un-
fairen Methoden die Investoren teilweise zu Werke ge-
hen:

„[…] Nepper, Schlepper, Bauernfänger, sag ich da mal,  
– man versucht die Claims zu sichern, macht alle mög-
lichen Versprechungen […], gerade beim Repowering 

2) Hiermit soll lediglich geschlussfolgert werden, dass bei höheren 
Renditeerwartungen die beteiligten Akteure „zwangsläu#g“ ein gewis-
ses Maß an Kompromissbereitschaft in die Verhandlungen einbringen, 
um das Vorhaben an sich nicht zu gefährden. (siehe Kapitel 5.2)

ist die Hürde nicht so hoch, die Bürger zu überzeugen, 
dass sie unterschreiben. Wenn ich für den repowerten 
Standort einer 3,2 MW-Anlage mit Jahrespachten von 
80.000-90.000 € rechnen kann. Ja, wer überlegt denn 
da schon?“

Als KONTEXT-CODES der FLÄCHENVERFÜGBARKEIT sind zuvorderst 
KOMMUNIKATION GEMEINDE – ALTANLAGENBETREIBER/ INVESTOR und 
KOMPLEXITÄT DER AKTEURSINTERESSEN zu bestimmen. Unter die-
sen beiden Kategorien sind Textpassagen der Befragten 
kodiert worden, die auf die starke Ver"ochtenheit der In-
teressenlagen zwischen allen Beteiligten an Repowering-
Planungen referieren. Hinsichtlich der FLÄCHENVERFÜGBARKEIT 
sehen sich Städte und Gemeinden mit den Betreibern der 
Altanlagen bzw. neu auf den Plan tretenden Investoren 
konfrontiert. Sowohl die ihnen entgegengebrachte Of-
fenheit als auch das Misstrauen und die Kooperationsver-
weigerung werden hier durch die Befragten thematisiert.  
Mit der Ausprägung des Kontext-Codes STANDORTE wird 
deutlich, dass es bei der FLÄCHENVERFÜGBARKEIT letztlich stets 
um die Realisierung von Standorten geht. Die Konkur-
renz um den Einzelstandort einer Windenergieanlage 
bestimmt sich an seiner Windhö$gkeit und an der Lu-
krativität des zu erwartenden Geschäftsmodells, wie ein 
Kommunalvertreter aus Schleswig-Holstein betonte: 

„[…] das sind alles landwirtschaftliche Flächen und […] 
in der Landwirtschaft sieht das nicht ganz so rosig aus 
bei uns. Jeder freut sich, wenn er da mit reinkommt!“

QUANTITATIV BETRACHTET, belegt der Code FLÄCHENVERFÜGBARKEIT 
eher das hintere Mittelfeld, was dahingehend interpre-
tiert werden kann, dass Gemeinden bei der Flächensi-
cherung keinen aktiven Part spielen und dies dement-
sprechend unterdurchschnittlich thematisieren.
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5.6 NETZINTEGRATION  
  VON WINDENERGIEANLAGEN

Die NETZINTEGRATION von Windenergieanlagen stellt mancher-
orts ein ernst zu nehmendes Problem für die Gemeinden 
dar. Da in einigen Regionen das lokale Stromnetz bereits 
mit den bestehenden Anlagen ausgelastet ist, werden vor 
dem Hintergrund des zukünftigen Zubaus beispielsweise in 
Schleswig-Holstein Netzengpässe prognostiziert. 

So die Einschätzung eines Gemeindebürgermeisters aus 
dem Kreis Dithmarschen:

„Es ist unbedingt notwendig, schleunigst die Strom-
trassen zu bauen. Wenn das jetzt nicht innerhalb der 
nächsten zwei bis drei Jahre wirklich passiert, können 
wir das Repowering auch vergessen. Hier werden zu 
60-70% die Mühlen still stehen. Das ist das Erste, was 
gemacht werden muss!“

In bevölkerungsarmen, ländlichen Regionen wird teil-
weise schon vor der Realisierung des Repowering-Vor-
habens mehr Strom erzeugt, als überhaupt vor Ort ver-
braucht werden kann. Hinsichtlich noch zu planender 
Freileitungstrassen stellt sich erneut in aller Brisanz die  
AKZEPTANZ-Frage, wie man nun dem sich formierenden Wi-
derstand gegen die Windenergie allgemein begegnen 

solle. Die ehrgeizigen Klimaschutzziele von einzelnen 
Landesregierungen können nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass den Kommunen wenig konkrete Hilfestellung 
zuteil wird, wie die Ertüchtigung lokaler Netze für eine 
dauerhaft gesicherte Netzeinspeisung #nanziert und or-
ganisiert werden kann. 

Die zwischen Gemeinde und Altanlagenbetreiber bzw. 
Neuinvestor bestehenden Beziehungen haben einen di-
rekten Ein"uss auf den Umgang mit dem Hemmnis NETZ-
INTEGRATION. Bei der „disharmonischen Position“ be#nden 
sich die Interessen von Gemeinde und Altanlagenbetrei-
ber im Ungleichgewicht. 

Ein Gemeindevertreter aus Brandenburg äußerte sich 
dementsprechend kritisch:

„Jeder muss immer wieder neu versuchen, irgendwo 
Leitungen unterzubringen. Da liegt viel Unkoordiniertes 
in der Erde. Da wurden keine Trassenkorridore freigehal-
ten. Es gibt kein zukunftsfähiges Gesamtkonzept, wie 
man faktisch vom Umspannwerk zu den Einzelanlagen 
kommt. Zum Teil versuchen sich auch die Windinvesto-
ren gegenseitig von bestimmten Stellen und Straßen 
abzuschneiden.“
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Kontrastierend dazu aus der „harmonischen Perspektive“ 
die Äußerung des Bauamtsleiter einer schleswig-holsteini-
schen Stadt, der von privaten Projektinitiativen berichtete: 

„Weil wir bei E.ON Netz nicht weiterkamen, haben wir 
eine GmbH gegründet und  eine 110 kV-Leitung privat 
gebaut. Ein Erdkabel für etwas mehr als 30 Mio. Euro, 
100 km in 18 Monaten von der Planung, über die Siche-
rung der Rechte, Grunddienstbarkeiten bis schließlich 
zum Bau der Leitung. Das war Rekordzeit!“

Für die Mehrheit der Bürger – so beschrieben es die be-
fragten Kommunalvertreter – sei die Nutzung der Wind-
energie und anderer Regenerativenergien untrennbar mit 
den Netzausbauaktivitäten auf der Höchstspannungs-
ebene verbunden. Jedoch wird lautstarker Bürgerprotest 
nicht nur erwartet, wenn es um den Bau einer 380 kV- 
Freileitung durch das ortsnahe Biotop geht, sondern mitt-
lerweile werde selbst der Bau von 110 kV-Leitungen auf 
Verteilnetzebene die Widerstände zu spüren bekommen. 
So wird die Netzintegration der Windenergieanlagen 
schnell zu einer Frage der allgemeinen AKZEPTANZ. Diese 
könne im Falle von netzengpassbedingten Abschaltun-
gen, über die besonders in Schleswig-Holstein geklagt 
wurden, in einem negativen Stimmungsumschwung con-
tra erneuerbarer Energien resultieren.

In der QUANTITATIVEN BETRACHTUNG der Kategorienhäu#gkei-
ten rangiert der Code NETZINTEGRATION im hinteren Drittel, 
was sich dadurch erklären lässt, dass oft erst auf konkrete 
Nachfrage des Interviewers dieses Thema angesprochen 
wurde. Allerdings ist ebenso in einigen Interviews auf-

fallend, dass rückblickend bei der Gewichtungsfrage das 
Hemmnis in seiner Brisanz sehr hoch eingestuft wurde. 
Während im Fall von vier Gemeinden die lokale Proble-
matik tatsächlich im Vordergrund stand, waren es in vie-
len anderen Gesprächen eher „politische Statements“ die 
über die eigene Situation hinausweisend auf die bundes-
weite Forcierung des Netzausbaus drängen.

„Die Energieversorgung zu den eigentlichen Abnehmern 
auf der Mittelspannungsebene wird irgendwann im 
ländlichen Raum natürlich schwierig. Das sind schon 
jetzt teilweise bei uns die Grenzen erreicht bei den 
Umspannwerken. Und dann ist man schnell in einer 
Diskussion auf Bundesebene „Wie leite ich eigentlich den 
Strom ab?“, „Brauchen wir weitere Freileitungen?“ und 
„Wie vor allem setzen wir den Strom ab?“

Wie bereits oben ausgeführt wird der argumentati-
ve KONTEXT des Codes NETZINTEGRATION – mit den Codes 
AKZEPTANZ und KOMMUNIKATION ZWISCHEN GEMEINDE UND ALTANLA-
GENBETREIBER/ INVESTOR klar abgesteckt. Es ist darüber hinaus 
eine stark ökonomisch orientierte Frage, wie mit dem 
Netzausbaubedarf vor Ort umgegangen wird. Die Finan-
zierung und Planung von Stromtrassen liegt nicht in der 
kommunalen Zuständigkeit. Die dauerhafte Sicherung 
der Energieeinspeisung ist Aufgabe der regionalen Netz-
betreiber und der Anlagenbetreiber. Es herrscht weitest-
gehend Zuversicht bei den Befragten hinsichtlich des 
privaten Engagements in den Regionen, wenngleich eine 
stärkere Koordinationsarbeit seitens des Bundes beim 
Netzausbau wünschenswert sei.

Während der Konzeption dieser Studie wurden Störungen 
auf der Beziehungsebene zwischen Gemeinde und Betrei-
bern bzw. Investoren als ein gravierendes Repowering-
Hemmnis angenommen. Anhand der erhobenen Daten 
lässt sich diese Hypothese nicht bestätigen, auch wenn 
einige Erfahrungsberichte der Befragten Negativbeispiele 
für Kooperation und fairen Umgang liefern. Nachfolgend in 
der Kurzform KOMMUNIKATION G-AAB/I bezeichnet, soll der Code 
zunächst QUANTITATIV eingestuft und KONTEXTUALISIERT werden. 

Zweifelsohne ist die KOMMUNIKATION G-AAB/I ein sehr 
„beredtes“ Thema für die Befragten.1 Es #nden sich 

1) Wenngleich in der QUANTITATIVEN Einstufung der Code mit nur der 
Hälfte der Nennungen weit hinter denen des Spitzenreiter-Codes 
AKZEPTANZ rangiert.

in den Experten-Interviews sehr viel mehr Text-
passagen mit so genanntem ‚human interest‘ als 
bspw. Ausführungen zu juristischen Sachverhalten (Code 
POLITIK/ GESETZGEBUNG). Schaut man sich an, in welchem ar-
gumentativen KONTEXT die KOMMUNIKATION G-AAB/I steht, dann 
sind es allen voran zunächst Fragen der kommunalen 
WERTSCHÖPFUNG. Des Weiteren kommen in diesem Zusam-
menhang die KOMPLEXITÄT DER AKTEURSSTRUKTUREN zur Spra-
che, die Schwierigkeiten der Gemeinde hinsichtlich der  
FLÄCHENVERFÜGBARKEIT sowie die Auswirkungen von mangeln-
der AKZEPTANZ vor Ort.

Die Befragten schilderten eine ganze Bandbreite von 
möglichen Beziehungskonstellationen: Auf der einen Sei-
te herrscht in einigen Gemeinden – vor allem in Schleswig-
Holstein – von Anfang an der Repowering-Planung ein 

5.7 KOMMUNIKATION ZWISCHEN GEMEINDE
  UND ALTANLAGENBETREIBER/ INVESTOR
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grundsätzliches Einvernehmen zwischen allen Akteuren. 
In einer eher passiv agierenden Gemeinde überlässt man 
professionellen Projektentwicklern, die sich mit den Pla-
nungsstrukturen und Gep"ogenheiten im Land bestens 
auskennen, komplett das Feld („Wir haben immer nur alles 
abgesegnet!“). Die Windbranche geht mit der Gemeinde-
verwaltung Hand in Hand, wobei die Federführung aus 
der kommunalen Sphäre ausgelagert zu sein scheint. Hier 
wird die Bauleitplanung nicht selbst durchgeführt, das be-
auftragte Planungsbüro übernimmt diese Dienstleistung, 
stattdessen werden in erster Linie die notwendigen po-
litischen Beschlüsse in der Gemeindevertretung gefasst. 
Meistens gibt es für die Gemeinde – vor dem Hintergrund 
einer langjährigen Windtradition – keine Veranlassung 
das Repowering zu verhindern, weil die ortsfernen Flä-
chen bzw. Standorte nicht kon"iktträchtig, die Gewerbe-
steuereinnahmen erwünscht sind oder auch bislang keine 
eigenen Vorstellungen, selbst Betreibergemeinde zu wer-
den, entwickelt wurden. 

Weniger reaktiv und mit sehr eigenständigen Repo-
wering-Ideen (z. B. der Gründung kommunaler Eigenbe- 
triebe) zeigen sich Gemeinden, wiederum in Schleswig-
Holstein oder an der niedersächsischen Küste. Hier werden 
alle Fäden in der örtlichen Bauverwaltung bzw. im Bür-
germeisterbüro zusammengeführt, so dass die Planungs-
phase wenn schon nicht kon"iktfrei so doch wesentlich 
reibungsärmer verläuft. Obgleich das wirtschaftliche  

Interesse stets vordergründig ist, wird der Kooperations-
gedanke bei allem nicht vergessen, wie die Einschätzung 
eines schleswig-holsteinischen Gemeindebürgermeisters 
verdeutlichte:

„Einige Herren haben ja nur die Dollarzeichen im Auge! 
Es kommen dann schon mal unverschämte Forderun-
gen, das muss man ganz klar so sehen. Dann muss man 
sich mit den Leuten eben auseinandersetzen. Bei uns hat 
es ein dreiviertel Jahr gedauert, bis wir alles in trocke-
nen Tüchern hatten. Oft mit Zähneknirschen. Aber wir 
wollten das Projekt durchziehen und da muss man eben 
mal die eine oder andere Kröte schlucken und Angebote 
machen, um die Forderungen herunterzuschrauben.“ 

Einer Gemeinde kann es im besten Fall gelingen, mit ih-
ren Altanlagenbetreibern eine Allianz zu schließen, wenn 
man sich über die unterschiedlichen Interessenlagen klar-
geworden ist, und in der Sache an einem Strang zu ziehen, 
ohne die eigenen Bedürfnisse verleugnen zu müssen. Mit 
gutem Willen und einer Portion Kompromissbereitschaft 
auf beiden Seiten können fruchtbare Formen der Zusam-
menarbeit gefunden werden. Auf konsensualem Weg kön-
nen gemeinsame Projektideen von Altanlagenbetreibern, 
Neuinvestoren und Gemeinde auf den Weg gebracht 
werden. Privat #nanzierte Maßnahmen zur Netzertüchti-
gung oder die Erstellung avifaunistischer Gutachten sind 
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gute Beispiele für echte Kooperationen. Bei schwieriger 
Erschließung der Repowering-Standorte können Kosten-
übernahmeregelungen gefunden werden, im Gegenzug 
sollten Schäden an Straßen und Wege während der Inbe-
triebnahmephase ausgeglichen werden. 

Es ist entscheidend für die erfolgreiche Umsetzung von 
Repowering-Vorhaben, dass Gemeinden selbst aktiv in 
den Planungsprozess einsteigen. Die KOMMUNIKATION G-AAB/I 
muss systematisch gep"egt werden, frühzeitig, regel-
mäßig und „auf Augenhöhe“ (siehe Kapitel 5.3 KOMMUNAL-
STRUKTUREN). Nur liegt gerade darin für einige Gemeinde-
vertreter die große Herausforderung, wie eine Bauamts-
mitarbeiterin aus Brandenburg berichtete: 

„[…] wir haben teilweise die Erfahrung gemacht, dass 
die hier ankamen und uns die fertige Planung auf den 
Tisch geknallt haben! Wir brauchen ja nicht zwingend 
einen Bebauungsplan und wenn der Flächennutzungs-
plan das hergibt, dann brauchen sie auch nicht zu 
fragen. Dann gucken sie in den FNP. Und irgendwann 
haben wir die BImSchG-Anträge da gehabt und sind aus 
allen Wolken gefallen!“

In diesem Fall können ein spätes Aufeinanderzugehen 
der Akteure und intransparente Kommunikations"üsse 
tatsächlich dazu führen, dass sich in einer Verwaltung 
das Gefühl von Ohnmacht („Wir sitzen hier zwischen allen 
Stühlen!“) breit macht. Hier ist Ehrlichkeit und ein wert-
schätzender  Umgang miteinander besonders auf Seiten 
der Projektentwickler gefragt. Wenn eine Gemeinde als 
gleichwertiger Partner verstanden und angemessen be-
teiligt werden will, muss bereits in einer frühen Phase eine 
Verständigung zwischen Vorhabenträger und Gemeinde 
erzielt werden. Nur so kann ein Vertrauensverhältnis aufge-
baut werden kann, das eine gute Basis für zukünftige Ver-
handlungen bildet. 

Dass die REGIONALE BINDUNG eines Betreibers, seine Identi-
#kation mit den Menschen und der Landschaft einen ver-
trauensstiftenden Ein"uss haben, lässt sich aus zahlreichen 
Statements herauslesen. Auch der „richtige Stallgeruch“ 
oder die gemeinsame Sozialisation können sich positiv aus-
wirken, wie man der Äußerung eines brandenburgischen 
Befragten entnehmen konnte:

Es gibt hier jemanden aus Berlin – ja, ein ehemaliger 
Ossi –  der für die Region, für die Landwirte, für die Leute 
vor Ort natürlich versucht, etwas zu bringen. Und es 
gibt eben Leute, die das hier als reine Energielandschaft 
begreifen, wo sie dann ihre Gewinne machen, dann 
aber möglichst weit wegziehen und keine sozialen oder 
sonstigen Bindungen hier hin zu der Region haben. Das 
gibt’s alles.“

Andererseits geben die Interviewdaten auch Aufschluss 
über Fälle, in denen sich die Zusammenarbeit mit Altan-
lagenbetreibern/ Neuinvestoren suboptimal gestaltet. 
Meist entspinnt sich die Gegnerschaft dann, wenn be-
stimmte Standorte/ Einzel"ächen nicht realisiert werden 

und die Auseinandersetzungen in gerichtliche Verfahren 
münden. Die KOMMUNIKATION G-AAB/I wird oft negativ über-
schattet von einer nicht zu unterschätzenden Unruhe, die 
von Potenzial"ächen-Akquise und Flächensicherungspro-
zessen ausgehen. Der zuständige Mitarbeiter einer schles-
wig-holsteinischen Kreisverwaltung fand klare Worte für 
mehr Kooperation und O!enheit:

„Ich hätte gern, dass sich die Betreiber und Projektent-
wickler mal vorher bei uns informieren, dass die sich 
einfach mal früher vorstellen. Nicht erst, wenn draußen 
Krieg ist, dann ist es nämlich zu spät. Ich habe doch gar 
kein Interesse daran, dass ich irgendeinem Landwirt 
sage: Pass mal auf, da kommt jetzt bei Euch einer…den 
musst du vom Hof zerren, der verspricht dir was. Mir 
geht’s einfach nur darum, das Ganze passend zu ma-
chen und die Akzeptanz zu fördern. Nicht dass der Kreis 
die Stelle dafür wäre – aber bei uns ist der Überblick da.“

In einer brandenburgischen Gemeinde ist die KOMMUNIKATI-
ON G-AAB/I nachhaltig gestört:

„[…] was uns die Vergangenheit gezeigt hat, […] wenn 
die Planung nur durch Windkraftinvestoren gemacht 
wird, dann kommt es nicht zu ordentlich abgewogenen 
Kompromissen […] und es kommt auch nicht dazu, dass 
untereinander das ganze Windeignungsgebiet e!ek-
tiv entwickelt wird […] hinsichtlich der zur Verfügung 
stehenden Flächen. Das kann eigentlich nur durch die 
Gemeinde passieren, in Abwägung aller Belange auf 
der Suche nach einem vernünftigen Kompromiss, und 
wenn’s viele Investoren sind besonders, die Erstellung 
eines zukunftsfähigen Windparkkonzeptes.“

Hier wäre die Intervention durch die nächsthöhere Pla-
nungsebene wünschenswert, um der Gemeinde den Rü-
cken zu stärken, jedoch gerade das ZUSAMMENSPIEL DER UNTER-
SCHIEDLICHEN PLANUNGSEBENEN wird ausdrücklich kritisiert. Ein 
Gemeindevertreter aus Brandenburg kommentierte:

 „Eigentlich müsste es so sein, […] wenn der Regional-
plan rauskommt, die Gemeinden in Parallelplanung 
erstellte F- und B-Pläne in der Schublade haben, aber 
dieser Vorlauf ist nicht da und diese gemeinsame Kom-
munikation (zwischen den Planungsebenen – Anm. BB), 
so dass man das eben gar nicht machen könnte.“

Von partnerschaftlichen Beziehungen berichteten nur  
sehr wenige Befragte, was dahingehend interpretiert wer-
den kann, wie aufwändig und voraussetzungsreich Kom-
munikationsarbeit und vertrauensbildende Maßnahmen 
während der Planungsprozesse sind. Der Bauamtsleiter 
einer brandenburgischen Stadt formulierte dies so:

„Das Vertrauen ist schon sehr groß. […] Die Verhand-
lungen waren bei uns absolute Chefsache, waren direkt 
beim Bürgermeister angesiedelt. Wir sprechen sehr 
offen über die Situation, weil es ja nicht so ganz ohne 
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ist, wenn ich mit dem Investor städtebauliche Verträ-
ge abschließe, und er diese Verträge oder die Umset-
zung der Bebauungsplanung dann ja bezahlt. Den 
Gedanken der Flächennutzungsplanung haben wir 
in der ganzen Zeit immer in den Vordergrund gestellt, 
[…] wir haben auch null Einflussnahme des Investors, 
weil er das auch toleriert und auch tolerieren muss. 
Nur mit Vertrauen ist so etwas aufzubauen.“

Dieser O-Ton verdeutlicht, dass es bei Repowering-
Planungen für eine Gemeinde von großem Vorteil ist, 

wenn „die Windenergie zur Chefsache erklärt wird“, tat-
kräftige Kommunalpolitiker mit Risikofreude zu Werke 
gehen. Der KOMMUNALE PLANUNGSWILLE, welcher in mitunter 
jahrelangen Verhandlungen in der Abwägung aller Be-
lange für eine einvernehmliche Lösung auf dem Prüf-
stand steht, ist der entscheidende Faktor, damit eine 
Gemeinde als „alleinige Herrin“ des Bauleitplanver-
fahrens gebührend Achtung findet. Eigene Planungs-
absichten stärken die Gemeinde in ihrer Aufgabe als 
Träger der Bauleitplanung gegenüber Investoreninte-
ressen.

5.8 SCHALLBEEINTRÄCHTIGUNG 
  DURCH WINDENERGIEANLAGEN

akustische und optische Immissionen di!erenziert einge-
schätzt. Von allen Immissionsarten wird dem SCHALL das 
höchste Störpotenzial zugesprochen. Knapp ein Drittel 
aller Befragten sieht in ihm ein ernst zu nehmendes Repo-
wering-Hemmnis. Bei der QUANTITATIVEN BETRACHTUNG der Ka-
tegorienhäu#gkeiten rangiert der Code SCHALL im hinteren 
Mittelfeld. Im Vergleich zu anderen Codes wurden nur we-
nige Textpassagen hierunter kodiert, meist erst auf Nachfra-
ge des Interviewers äußerten sich die Befragten zu diesem 
Thema. Diese quantitativ hergeleitete Aussage verschleiert 

Die von Windenergieanlagen ausgehenden Immissionen 
können die Lebensqualität von direkten Anwohnern er-
heblich mindern, sie müssen es jedoch nicht in jedem 
Fall.1 Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung werden 

1) Die Studie von Hübner/ Pohl (2010) zur Akzeptanz der Hindernis-
kennzeichnung von Windenergieanlagen trug zu einer Versachlichung 
der lange emotional geführten Diskussion bei. Zentrales Ergebnis 
dieser Studie war, dass nur von einer Minderheit der befragten Anwoh-
ner von Windparks die Hindernisbefeuerungssysteme als erhebliche 
Belastung wahrgenommen wurden.
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keineswegs, dass in einigen Gemeinden die realen Be-
einträchtigungen durch Schall als sehr lästig empfunden 
werden. Ein Bauamtsmitarbeiter aus Nordrhein-Westfalen 
erklärte den Schallschutz sogar zu seinem persönlichen 
Top 1-Thema: 

„ […] was man vorher nicht kaputt kriegt, das kriegt man 
schließlich und endlich mit dem Schallschutz kaputt! Es 
ist doch nicht einzusehen, dass in Gebieten, wo Lärmvor-
belastungen durch Verkehr sind, die Windenergie so eine 
große Rolle spielt. Wo die von ganz anderen Lärmquellen 
völlig überdeckt ist! […] Das wird schön alles separat 
betrachtet, der Verkehrslärm wird völlig ausgeblendet 
[…] – das kann es doch etwa im Ergebnis nicht sein!“

Untersucht man den ARGUMENTATIVEN KONTEXT des Hemmnis-
ses SCHALL, dann richtet sich der Fokus auf die BEFEUERUNG 
der Windenergieanlagen und deren SCHATTENWURF. Häu#g 
ist es ein Hemmnis-Bündel aus optischen und akustischen 
Immissionen, welches sich auf die allgemeine AKZEPTANZ für 
die Windenergienutzung negativ auswirkt. Auf Grund der 
gestiegenen Bauhöhen leistungsstärkerer Anlagen kamen 
die Befragten oft im selben Atemzug auf deren optisch 
bedrängende Wirkung (Code RAUMWIRKUNG) und die daraus 
resultierende Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zu 
sprechen.

In einigen befragten Gemeinden fühlen sich die Bürger 
teilweise erheblich von den Geräuschen der Windener-
gieanlagen gestört. Einer nordrhein-westfälischen Stadt 
gelang es aufgrund von Schallbelastungen nicht, ihren Be-
bauungsplan zum Satzungsbeschluss zu führen. In anderen 
Gemeinden sind die Standorte der Windenergieanlagen of-
fenbar so günstig gewählt, dass es zu keinen Beschwerden 
kommt bzw. es ausreicht, die Anlagen nachts in den schall-
reduzierten Modus herunterzuregeln. Viele Befragte fühlen 
sich in der Anwendung der Technischen Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm (TA Lärm) auf der rechtlich sicheren Seite.  

Die Einhaltung der aus den Richtwerten resultierenden 
Mindestabstände zur Wohnbebauung reichte vor Ort aus, 
um einen sozialverträglichen und ökonomisch lukrativen 
Betrieb der Windenergieanlagen zu garantieren. Allerdings 
stellt die Komplexität der Materie, beispielsweise die Rege-
lungen in der TA Lärm, die Befragten vor enorme didakti-
sche Herausforderungen. Um dem Bürger in angemessener 
Art und Weise immissionsschutzrechtliche Hintergründe 
vermitteln zu können, bedarf es zukünftig größerer Klarheit 
in den gesetzlichen Vorgaben und mehr Kraftanstrengun-
gen in der kommunalen Planungspraxis. Ein niedersäch-
sischer Bauamtsleiter beschwor den ansonsten drohenden 
Vertrauensverlust nachdrücklich:

„[…] Da hört man den Bürger rufen ‘Ihr verkauft uns da 
eine Prognose im Schallbereich, dann verändern sich die 
Töne – und was dann tatsächlich ankommt, könnt ihr uns  
gar nicht sagen !?’ Da ist ja was dran. […] Hier steht land- 
kreisweit – selbst bei der Genehmigungsbehörde – die  
Frage: wie ist genau der Unterschied zwischen Refe renz-
prognose und Messung? […] Wenn ich das überhaupt nicht 
nachvollziehen und dem Bürger nicht verständlich machen  
kann, dann fehlt mir letztlich alles […] und wenn ein Gut-
achter sagt: Ich "nde in zwei Jahren keinen anstän digen 
Tag, wo die Referenzbedingungen gegeben sind! – Ja, 
dann verliere ich natürlich gänzlich die Glaubwürdigkeit!“

Die technologischen Lösungsansätze zur Minderung von 
Schallimmissionen sehen die Befragten verhalten-positiv. 
Die modernen Anlagen, welche im Verhältnis zu ihrer 
Leistung leiser gegenüber älteren Anlagen sind, brächten 
zwar die Regelbarkeit in einen schallreduzierten Modus 
mit sich. Jedoch sei nicht zu verschweigen, dass sich bei 
steigenden Bauhöhen die Schallausbreitung komplett an-
ders verhält. Dafür müssen Betreiber und Gemeinde im of-
fenen Dialog gemeinsam mit dem Bürger konsensfähige 
Lösungen entwickeln.

5.9 NATURUNVERTRÄGLICHKEIT 
  VON WINDENERGIEANLAGEN

Neben der Sozialverträglichkeit spielt die NATURVERTRÄGLICH-
KEIT von Windenergieanlagen aus Sicht der Befragten eine 
große Rolle. Vor allem Fragestellungen des Artenschutzes 
sind in der kommunalen Planungspraxis ein komplexes 
und mitunter schwer zu fassendes Thema. Wie ein Bau-
amtsmitarbeiter aus Nordrhein-Westfalen schilderte:

„[…] zu eindeutigen Schlüssen zu kommen für eine ver-
nünftige Planung – das ist unsere große Schwierigkeit. 

Da stochert man sehr oft im Nebel herum, da ist viel 
Gutachterei im Spiel und die absolute Wahrheit wird 
man nicht "nden […]. Ob das Tötungsrisiko nun erhöht 
ist oder nicht, signi"kant auch noch – wer soll das  
beurteilen?“

Eine deutliche Mehrheit der Befragten hat gravierende 
Probleme auf diesem Gebiet, weil entweder Altanlagen 
mittlerweile innerhalb von Schutzzonen liegen oder sich 
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im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung an für das 
Repowering vorgesehenen Standorten naturschutzfachli-
che Belange zeigen, die einem Vorhaben entgegenstehen 
können. Es ist für die logische Gliederung der Hemmnis-
beschreibung sinnvoll, sich das ARGUMENTATIVE UMFELD des 
Codes NATURVERTRÄGLICHKEIT anzuschauen. Aus QUANTITATIVER 
PERSPEKTIVE liegt der Code auf einem mittleren Platz. Vor-
dergründig sind die Befragten an den rechtlichen As-
pekten der Thematik (Kontext-Code GESETZGEBUNG/ POLITIK) 
interessiert. Des Weiteren werden argumentative Brücken 
vom Naturschutz zum Thema AKZEPTANZ geschlagen. Und 
zu guter Letzt wird in den betre!enden Textpassagen das 
ZUSAMMENSPIEL DER PLANUNGSEBENEN angesprochen.

Besonders die Befragten aus Brandenburg und Meck-
lenburg-Vorpommern äußern grundlegende Kritik an 
den als restriktiv wahrgenommenen gesetzgeberischen 
Vorgaben. Im Genehmigungsverfahren selbst zeigen viele 
naturschutzfachlich begründete Einwendungen keinerlei 
Auswirkungen grundsätzlicher Art. So wird von kommu-
naler Seite mit einiger Verwunderung festgestellt, dass 
im konkreten Zulassungsverfahren schutzwürdige, wind-
energierelevante Arten wie Fledermäuse, Weißstörche, 
Feldlerchen oder Rotmilane an den Standorten anfänglich 
zu sehr ernsthaften Bedenken führen, im Ergebnis jedoch 
alle Vorhaben – ggf. unter Au"agen als Nebenbestimmun-
gen zur Genehmigung – realisiert werden können. Auch 
in Schleswig-Holstein und Niedersachsen werden von ei-
nigen Befragten die naturschutzfachlichen Belange „als zu 
hoch gehängt“ eingeschätzt. 

Entscheidender Faktor für die Realisierung von Repo-
wering-Maßnahmen ist oftmals der ermittelte Kompen-
sationsbedarf des Eingri!s in Natur und Landschaft, an 
dessen Sinnhaftigkeit ein Bauamtsleiter aus Nordrhein-
Westfalen seine Zweifel einräumte:

„Diese Sache mit Ausgleich und Ersatz des Eingri!es in 
Natur und Landschaft – ja, da sollte man diskutieren! […] 
es ist ja eigentlich unbestritten, dass Windkraft als erneu-
erbare Energie einen positiven E!ekt hat für die Umwelt. 
[…] wenn dann neue Anlagen kommen mit positiven 
E!ekten und die unteren Naturschutzbehörden trotzdem 
einen teilweise sehr hohen Ausgleichsbedarf ermitteln – 
[…] ich weiß nicht, ob das immer so sein muss?!“

Dass sich bestimmte Graustellen im Planungsprozess 
durch neue artenschutzfachliche Erkenntnisse über Fle-
dermäuse oder Greifvögel mittlerweile lichten, begrüßte 
die überwiegende Mehrheit der Befragten. Ein entschei-
dender Aspekt sei immer die Höhe der erforderlichen 
Ausgleichszahlungen für Natur und Landschaft anhand 
eines landschaftsp"egerischen Fachbeitrags. Auch stehe 
der Aufwand hinsichtlich der Kartierungen von Artenvor-
kommen in keinem angemessenen Verhältnis zu den üb-
rigen Planungsleistungen, wie aus dem Baudezernat einer 
nordrhein-westfälischen Stadt berichtet wurde:

„[…] dieses ganze Verfahren macht einen riesigen Auf-
wand und im Nachhinein wird doch meist abgewogen, 

ein riesiger Datenwust! Die Landwirte haben sich massiv 
beschwert, dass ihre Bauphase sich verzögert hat, weil 
bis in die Sommerphase kartiert wurde. Und im Ergenis? 
– E!ektiv ist das alles gar nicht.“ 

Auf einen konstruktiven Dialog mit den unteren Natur-
schutzbehörden über neue Lösungsansätze hinsichtlich 
der Kompensation setzten jene Befragte, die die allgemei-
ne AKZEPTANZ für die Windenergienutzung im Blick haben. Es 
bedarf stärker denn je eines o!enen Umgangs und einer 
glaubwürdigen Kommunikation zwischen allen beteiligten 
Akteuren, welche Schritte in der Planung Beachtung #nden 
müssen. Nicht alle Strategien, die bislang praktiziert wer-
den, sind aus Sicht einer Mitarbeiterin einer Kreisverwal-
tung in Nordrhein-Westfalen auch tatsächlich sinnvoll:

„Man sollte nicht immer auf diese sture Kompensation 
pochen, sondern vielmehr in die Richtung gucken, […] 
wie kann man die Vögel besser verträglich mit den 
Anlagen gestalten, durch gezielte Bahnen vielleicht, die 
Bescha!ung attraktiveren Lebensraums […] es kann 
doch nicht sein, man kompensiert bei der Erstaufstel-
lung, dann will man repowern und muss sofort kartie-
ren, denn es sind so viele Vögel da und anstatt sich zu 
freuen: „Mensch, super, da sind noch mehr Vögel als 
vorher!“, wird erneut Kompensation verlangt. Das ist 
schlicht nicht vermittelbar!“

Fragestellungen der NATURVERTRÄGLICHKEIT stehen auf der 
Agenda jener Kommunen, deren Flächenverbrauch für 
erneuerbare Energien ein sozialverträgliches Maß über-
schritten hat. Die Debatte „Tank oder Teller?“ steht un-
mittelbar an: Zunehmend müsse man angesichts der mo-
nokulturellen Bewirtschaftung von Äckern mit Raps und 
Mais im Agrarland Brandenburg das Gemüse importieren. 
Einige Befragte – vor allem aus Gemeinden, in denen die 
Akzeptanz gegenüber einem Repowering-Vorhaben nur 
schwach ausgeprägt ist – ziehen die Schlussfolgerung, 
dass das Schutzgut Mensch wesentlich weniger ins Ge-
wicht falle im Vergleich zu Flora und Fauna. Man probe 
hier den Spagat unter dem wachsenden Druck, vielen 
Akteuren gleichzeitig gerecht werden zu wollen. Auf Bun-
des- bzw. Landesebene werden ehrgeizige Klimaschutz-
ziele formuliert, Landesumweltämter und zuständige Be-
hörden legen rigide artenschutzfachliche Kriterien fest, 
während Kommunen in der P"icht stehen, die für ihre All-
tagspraxis vernünftigen Vorgehensweisen abzuleiten und 
darüber hinaus lokalen Widerständen entgegenzutreten. 

Für eine souverän-besonnene Haltung in diesem Span-
nungsfeld und eine Versöhnung von Arten- und Men-
schenschutz sprach sich der Bauamtsleiter einer branden-
burgischen Stadt aus: 

„’Kon#ikte’ – die haben wir nicht – höchstens interessante  
Gemengelagen! […]  und die sortieren wir hier fein säu-
berlich, […] eigentlich das Grundprinzip jeder Planung. 
[…] Ich schließe ja nicht Flächen aus, sondern ich weise 
Flächen für etwas anderes aus. […] (wenn also bspw. – 
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noch gar nicht zusammengefasst habe. […] Wenn ich 
aber dem Weißstorch ein Nahrungsgebiet von  
5 Kilometern zuweise, dann habe ich eine Entwicklung 
für jemand anderen da und um die Ortslage schon 
etwas gescha!en, die Anlagen sind nicht so dicht dran!“

Anm. BB) die Großtrappe nachgewiesenermaßen hier 
ihren Flugkorridor hat, dann hat sie hier ihre Berechti-
gung, solange das nicht widerlegt ist. […] Der Natur-
raum darf nicht wesentlich zerstört werden, ich tue es 
aber an einigen Stellen doch, weil ich alle Erkenntnisse 

5.10 RADARUNVERTRÄGLICHKEIT 
  VON WINDENERGIEANLAGEN

Windenergieanlagen können die Funktionsfähigkeit zivi-
ler und militärischer Radarortungsanlagen beeinträchti-
gen, vor allem dann, wenn sie im Verbund von Windparks 
auftreten. Ernsthafte Radarkon"ikte stellen sich allerdings 
lediglich in drei der befragten Kommunen. In der QUANTITA-
TIVEN EINORDNUNG des Codes RADARVERTRÄGLICHKEIT anhand der 
Kategorienhäu#gkeiten spiegelt sich das wider: der Code 
rangiert sehr weit hinten und steht im ARGUMENTATIVEN KON-
TEXT zusammen mit den Codes AKZEPTANZ, BEFEUERUNG und 
RAUMWIRKUNG. In weiteren fünf befragten Gemeinden konn-
ten anfängliche Probleme mit der RADARVERTRÄGLICHKEIT, vor 

allem durch die Einhaltung von Tie%ugschneisen bei der 
Kon#guration der Windparks oder durch die Reduzierung 
von Bauhöhen bewältigt werden. Für fast die Hälfte aller 
Befragten ist die RADARVERTRÄGLICHKEIT ihrer Windenergiean-
lagen überhaupt kein Hemmnis. 

In einer schleswig-holsteinischen Gemeinde war die 
mangelnde RADARVERTRÄGLICHKEIT der geplanten Repo-
wering-Anlagen jedoch der Hauptgrund, weshalb das 
Vorhaben monatelang auf Eis gelegt wurde. Nur mit  
juristischem Beistand konnte die Gemeinde die Planung 
zu ihren Gunsten vorantreiben, die zuständige Wehr-
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bereichsverwaltung lenkte schließlich ein. In einem 
anderen Fall hielt der niedersächsische Bürgermeis-
ter einer kleinen Nordseeküstengemeinde seinen 
Landkreisvertreter um Unterstützung an, welcher die 
zuständige Wehrbereichsverwaltung (WBV) um die sig-
naturtechnische Begutachtung bat. Zusätzlich verfass-
te die Gemeinde ein Schreiben, um die Dringlichkeit 
ihres Anliegens zu unterstreichen. Die Begründung der 
Einschätzung der WBV hinsichtlich der RADARUNVERTRÄG-
LICHKEIT der geplanten Anlagen erreichte die Gemeinde 
erst nach monatelangem Warten. Bislang ist für das 
Projekt keine einvernehmliche Lösung gefunden wor-
den. Die Realisierung der geplanten Bürgerwindener-
gieanlagen an dem aus radartechnischer Sicht fragwür-
digen Standort ist ungewiss. Dass hauptsächlich die  
mühsame Kommunikation mit den zuständigen Fachbe-

hörden verantwortlich ist für diese Situation, betonte der 
Bauamtsleiter einer mittelgroßen, niedersächsischen Kreis-
stadt:

„Wir hatten mal einen von der Bundeswehr mündlich 
zugesagten, geeigneten Gutachter eingeschaltet in 
einem Vorverfahren. […] Als wir die Gutachten vorgelegt 
haben, hat der Bund gesagt: ‚Der kann das ja gar nicht!’ 
Da waren aber 30.000 € weg! […] Eine klare Aussage, 
wenn man sagt: ‚Ich möchte dort eine Fläche entwi-
ckeln – geht das oder geht das nicht?’, wäre natürlich 
sehr hilfreich. Aber es ist absurd. […] Sie machen eine 
Verfahrensanfrage und kriegen zur Antwort: ‚Legen Sie 
doch mal das Gutachten vor – eigentlich geht das gar 
nicht!’ Das ist eine ganz schwierige Situation. Das muss 
geändert werden.“

6 HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN VON KOMMU- 
 NALEN AKTEUREN FÜR KOMMUNALE AKTEURE

Aus den Erkenntnissen der vorliegenden Studie lassen sich 
diverse Schlussfolgerungen für die Planungspraxis ziehen. 
Ein Workshop zum interkommunalen Erfahrungsaustausch 
über die zentralen Studienergebnisse hat unter Beteiligung 
der Moderatoren Inga Lutosch und Dr. Markus Troja am  
14. März 2012 in Schwerin stattgefunden. Dieser gab Anlass, 
über die Positionen, Bedürfnisse und Optimierungsvor-
schläge der Kommunalvertreter in Diskussion zu treten.  
Einige der in den Interviews geäußerten Aspekte wurden in 
dem Workshop aufgegri!en und nach intensiver Debatte zu 
Handlungsempfehlungen von kommunalen Akteuren für 
kommunale Akteure weiterentwickelt.

Im Hinblick auf die hohe KOMPLEXITÄT der Akteursstrukturen 
bei Repowering-Planungen ist es sinnvoll, sich frühzeitige 
Klarheit über die unterschiedlichen Interessenlagen aller be-
teiligten Akteure zu verscha!en. Voraussetzung dafür sind 
eine o!ene Kommunikationskultur und die grundsätzliche 
Bereitschaft aufeinander zuzugehen. Im Falle von Kommu-
nen, in denen „widrige“ Ausgangsbedingungen herrschen, 
könnten ggf. Moderationstechniken helfen, Konfrontationen 
zu lösen und einen guten Umgang zu befördern. 

Die lokale AKZEPTANZ bleibt Motor des gesellschaftlichen 
Wandels zu einer regenerativen Energieversorgung. Es sind 
die Menschen vor Ort, die sich mit den Beeinträchtigungen, 
die von Windenergieanlagen ausgehen können, in ihrem 
täglichen Lebensumfeld auseinandersetzen müssen. Daher 
sind die umfassende Information und aktive Mitwirkung 
der Bürger von besonderer Bedeutung. Transparenz und 
Neutralität im Planungsverfahren sollten für die Gemein-
den oberste Priorität haben. Zur Steigerung der sozialen 

Akzeptanz ist es wichtig, dass Kommunen zunächst die 
ökonomischen Chancen wahrnehmen, die trotz aller Her-
ausforderungen in der Planungspraxis, nicht zu verkennen 
sind. Es ist empfehlenswert, dass die Lokalpolitik eine akti-
ve Ö!entlichkeitsarbeit betreibt und die positiven Aspekte 
der Windenergienutzung für die gemeindliche Entwick-
lung angemessen und ehrlich kommuniziert.

Durch eine stärkere interkommunale Vernetzung kann 
es gelingen, die eigenen Energiefragen der Zukunft ent-
scheidend mit zu gestalten. Durch konzertierte Aktionen 
mehrerer Gemeinden oder in großräumigerem Maßstab 
ist die Energiewende in Deutschland eher zu meistern. 
Nachbarkommunen sollten Kooperationen schließen, 
voneinander lernen und gemeinsame Lösungen anstre-
ben. Die Kommunalverwaltung sollte im Hinblick auf das 
Hemmnis INTRANSPARENZ DER FLÄCHENVERFÜGBARKEIT ein starkes 
Interesse haben, Rahmenbedingungen vor Ort zu schaf-
fen, die die Realisierung von Repowering-Projekten be-
günstigen. Es kann sinnvoll sein, dass sich die Kommune 
selbst als Moderator in Verhandlungsprozesse einschaltet 
oder aber bewusst Neutralität bewahrt und zu diesem 
Zwecke externe Dritte heranzieht.

Agieren statt Reagieren: Entscheidend ist, dass eine Ge-
meinde an die Selbstwirksamkeit ihres Handelns glaubt, 
die eigene Position o!en benennt und im Sinne des Ge-
meinwohls kollektive Entscheidungen herbeiführt. Sie ist 
die „Herrin im Ring“ und sollte sich im Bauleitplanverfah-
ren ihre Steuerungsmöglichkeiten wahren. Ein KOMMUNIKA-
TIONsstil, der sich durch Verbindlichkeit und Kompromiss-
bereitschaft auszeichnet, ohne die eigenen Bedürfnisse 



Qualitative Analyse der Hemmnisse des Repowering von Windenergieanlagen

   35

aus dem Blick zu verlieren, scheint in der oftmals span-
nungsreichen Beziehung zu Altanlagenbetreibern und 
Neuinvestoren, von großer Bedeutung zu sein. Der Ge-
danke des fairen Miteinanders, eines Geben und Nehmen 
muss sich frühzeitig in den Köpfen aller Akteure verankern 
lassen. Man sollte sich in der Gemeindeverwaltung bemü-
hen, für ausbalancierte Machtverhältnisse zu sorgen und 
sich im Bedarfsfall rechtzeitig Unterstützer suchen.

Ferner stellen sich hinsichtlich der PLANUNGSRECHTLICHEN 
Hürden diverse Fragen. Aus den Expertengesprächen ist 
die Empfehlung abzuleiten, dass durch landesplanerische 
„Vorgaben“ de#nierte pauschale Mindestabstände oder 
festgeschriebene Höhenbegrenzungen im Rahmen ei-
nes Repowering-Projektes einer kritischen Überprüfung 
unterzogen werden sollten. Gemeinden können durch 
die vorsorgende Bauleitplanung unter Anwendung bun-
desimmissionsschutzrechtlicher Kriterien für ausreichen-
de Mindestabstände sorgen. Die SCHALLkontingentierung1  
erfordert schalltechnischen Sachverstand. Sie ist aber für 
Gemeinden aus dem Grund ein sinnvoller Planungsmehr-

1) Unter Schallkontingentierung versteht man die Gliederung von 
Windparkteil"ächen, für die zur Sicherstellung der Einhaltung der Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm immissionswirksame "ächenbezogene 
Schall-Leistungspegel (IFSP) festgesetzt werden. Vgl. Städtebauliche 
Lärm#bel Online, Stand: 29.10.2008

aufwand, weil sie einerseits ein optimales Windparklayout 
anstrebt und andererseits Konkurrenzen verschiedener  
Betreiber in einem Windpark vermeiden hilft.

Auch wenn es nicht Aufgabe der Städte und Gemeinden 
ist, könnten diese vor Beginn der Repowering-Planungen 
das konstruktive Gespräch mit den lokalen Netzbetreibern 
suchen, um sich über die tatsächlichen Kapazitäten in den 
Verteilnetzen und die Möglichkeiten der NETZertüchtigung 
sowie des Netzausbaus zu verständigen. 

Gleiches gilt für die Minderung der Hemmnisse NATUR- 
UND RADARUNVERTRÄGLICHKEIT von Windenergieanlagen. Bereits 
bei der Ermittlung von Windpotenzial"ächen sollten Kom-
munen gemeinsam mit den unteren Naturschutzbehörden 
bzw. Wehrbereichsverwaltungen sich darüber verständi-
gen, welche Ausschlusskriterien zu Grunde gelegt werden 
sollen. Der tatsächliche Aufwand im Planungsprozess wird 
so für Kommunen leichter kalkulierbar. Es kommt hier vor 
allem auf ‚gesundes Augenmaß‘, auf die Praktikabilität und 
Angemessenheit der gesetzlichen Vorgaben an. Im Falle 
militärischer Radartechnik im Umfeld von Windenergiean-
lagen ist für eine reibungsärmere Planung unbedingt anzu-
raten, dass sich Kommunen frühestmöglich mit den zustän-
digen Fachbehörden in Verbindung setzen. Es ist sinnvoll, 
dass man sich auf der Basis von Bebauungsplänen über die 
konkreten Standorte der Neuanlagen verständigt.
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7 HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN
 FÜR WEITERE AKTEURE

In der Gesamtschau der Studienergebnisse und der 
abgeleiteten Handlungsempfehlungen für kommuna-
le Akteure lassen sich für zukünftige Folgeprojekte zur 
Förderung des Windenergieausbaus an Land wichtige 
Schlussfolgerungen ziehen. Für die kommenden Jahre 
zeichnet sich anhand der untersuchten Expertenge-
spräche ein hoher Beratungsbedarf der Kommunen ab. 
Daher sollten weiterhin von einer neutralen Institution 
vermittelte, hersteller- und betreiberunabhängige Bera-
tungsdienstleistungen kostenneutral den Kommunen 
in den Bundesländern zur Verfügung gestellt werden. 
Eine solche Beratungsinstitution sollte weiterhin mit 
den kommunalen Spitzenverbänden kooperieren. Die 
bestehenden Wissens- und Informations"üsse durch 
„Vernetzung auf oberer Ebene“ in den zuständigen 
Landesministerien, Fachbehörden und kommunalen 
Spitzenverbänden sollte durch eine „Vernetzung auf un-
terer Ebene“ ergänzt werden. Der Austausch zwischen 
Kommunen kann durch die Einrichtung eines Mento-
ring-Programms gestärkt werden, wobei Kommunen 
mit ausgewiesenem Repowering-Sachverstand eine 
„Patenschaftsbeziehung“ eingehen mit weniger erfah-
renen Repowering-Kommunen. So können zum einen 
praktische Erfahrungen bedarfsgerecht und persönlich 
vermittelt werden. Zum anderen kann eine Vermitt-
lungsinstanz wie die REPOWERING-INFOBÖRSE in Fachforen 
oder anderen Regionalveranstaltungen den Kommu-
nen eine Stimme geben und die „vertikale Vernetzung“ 
sicherstellen. Auf diese Weise können alltagsrelevante 
Fragestellungen aus der kommunalen Basis zu den obe-
ren Ebenen durchdringen und Eingang in den Gesetzge-
bungsprozess #nden.

Die Studie gibt Aufschluss über thematische Fokussie-
rungen zukünftiger Aktivitäten: so sollten Arbeitskreise, 
Wissens- und Erfahrungsaustausche vorrangig zu den 
Themen „Umgang mit mangelnder Akzeptanz“ sowie 
„Bürgerbeteiligung“ und „kommunale Wertschöpfung“ 
organisiert werden. Darüber hinaus sollte für das Flä-
chenpachtmodell als akzeptanzfördernde Maßnahme 
geworben werden. Gemeindevertreter gilt es in Semi-
naren darüber aufzuklären, welche Herausforderungen 
und Grenzen der Flächensicherung bestehen und wel-
che Möglichkeiten der Ein"ussnahme sie dabei  haben. 
Mit Auslaufen der EEG-Vergütungen gewinnt zukünftig 
die Direktvermarktung von Windstrom an Bedeutung. 
Hierzu sollten entsprechende Informationsveranstal-
tungen durchgeführt werden.

Den Gemeinden sollten kleinformatige Fortbildungs-
angebote gemacht werden, um ihre Verhandlungskom-
petenzen für langwierige Planungsprozessen in spe-

ziellen, persönlichen Coachings zusätzlich zu schulen. 
Ebenfalls könnten Moderationen von externen Dritten 
für verschiedene Akteurskonstellationen und sinnvol-
lerweise in unterschiedlichen Formaten angeboten 
werden. Es gibt wichtige Ansätze und Methoden in der 
Mediationsforschung, wie man die passive, schweigen-
de Mehrheit von Befürwortern dazu veranlasst, ihre 
Stimme zu erheben und ein konstruktives Miteinander 
im Planungsprozess aktiv zu befördern. Diese neueren 
Forschungsperspektiven sollten für die Anwendbarkeit 
auf diesem Politikfeld einer Überprüfung unterzogen 
werden. Des Weiteren sollte eine mediative Beglei-
tung von kon"iktträchtigen Repowering-Projekten an-
gestrebt werden. Bislang liegen in Deutschland keine 
praktischen Erkenntnisse vor, wie alternative Kon"ikt-
lösungsstrategien auf umstrittene Windparkplanungen 
erfolgreich Anwendung #nden können. 

Eine bundesweite Institution zur Förderung der Wind-
energie an Land sollte Wissens- und Erfahrungsaustau-
sche zwischen lokalen Netz- und Anlagenbetreibern 
und Energieversorgern anregen, die sich über die dauer- 
haft sichere Energieeinspeisung vor Ort verständigen 
müssen. Vor dem Hintergrund der Energiewende ist zu 
berücksichtigen, dass die Erforschung von innovativen 
Speichertechnologien eine wichtige Voraussetzung für 
den Ausbau der Windenergie ist. Ergänzend hierzu soll-
ten Machbarkeitsstudien, nationale Förderprogramme 
und lokale Umdenkprozesse gefördert werden.

Aus naturschutzrechtlicher Sicht ist der von Kom-
munen geäußerte Wunsch nach einer Entschlackung 
des Planungsaufwands hinsichtlich der Kartierung 
zu prüfen. Wenn es im betrachteten Planungsgebiet 
aktuelle artenschutzfachliche Gutachten aus ande-
ren Vorhaben gibt, sollten diese für anstehende Re-
powering-Projekte herangezogen werden können. 
Prinzipiell besteht ein Bedarf an praktikablen, an-
wenderfreundlichen Planungshilfen für Kommunen 
auf diesem Gebiet. Gleiches gilt für die Minderung 
des Hemmnisses Radarunverträglichkeit. Ein Radar-
Leitfaden mit fassbaren Erläuterungen zu fachlichen 
Grundlagen, mit Praxis-Beispielen und konkreten Gut-
achter-Empfehlungen kann für Kommunen die Ausein- 
andersetzung mit dem Hemmnis erleichtern.

Einige der hier vorgestellten Vorschläge und Lösungs-
ansätze, die aus der kommunalen Basis im Rahmen die-
ser Studie als praxisrelevant gemeldet wurden, sind zum 
Teil von der Repowering-InfoBörse bereits als Hand-
lungsimpulse aufgegri!en worden – andere werden ggf. 
im weiteren Projektverlauf einer Prüfung unterzogen.
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